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für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurt, Delitzſch Bikkerfeld.
Wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Herrliche Tage.
r. v P. v.

Jn den Jubelartikeln der bürgerlichen Preſſe wird nicht
ſelten der Zolltarif von 1902 als eine Großtat der
kaiſerlichen Regierung gefeiert. Und doch iſt es dieſer Zoll-
tarif, der die Teuerung die in einem gewiſſen Maße aller-
dings auch in anderen Ländern eingetreten iſt in Deutſch-
land ſo auf die Spitze getrieben hat. Man beachte nur die
folgenden Zahlen. Die Handelsverträge, die auf Grund jenes
Zolltarifs abgeſchloſſen wurden und am 1. März 1906 in Kraft
traten, brachten z. B. folgende Erhöhungen des Zolls:

Für Roggen von 3,50 auf 5,00 Mk. pro 100 kg

Weizen 380 550 eHafer 280 5,900Draugerſte 300 900
Mais 1,60 I 3,00 I tfriſches Fleiſch 17,00 27,0o0
Speck e 20,00 27,00 e e
Butter 16,00 2000

Da ſollen die Lebensmittel nicht teurer werden! Jnsgeſamt
enthielt der damalige Zolltarif nicht weniger als 946 Poſi-
tionen, die für alle möglichen und unmöglichen Waren die Zölle
und damit die Preiſe erhöhten. Es läßt ſich auch ganz deut
lich ſehen, daß die Preiſe im Jahre 1906 ganz plötzlich und
ſprunghaft in die Höhe gingen, alſo als Wirkung der im
Jahre 1906 in Kraft getretenen Zollſätze. Nach der amtlichen
Statiſtik des Deutſchen Reichs (1. Vierteljahrsheft 1913) ſtan-
den die Jndexziffern der folgenden Waren auf:

1905 1906 1905 1906Toggen 98 107 Baumwolle 114 130
er 102 114 Kattun 108 127chweine 123 128 Rohes Eiſes 101 rHeringe 136 146 Steinkohle 113 118Schmalz 109 130 Petroleum 99 106

Da ſage noch einer, daß die Teuerung nichts mit dem Zoll-
tarif zu tun habe! Nun gibt es Leute, die behaupten: in
anderen Ländern, z. B. in England, wo man keine Zölle hat,
ſei eine ebenſolche Teuerung eingetreten. Das iſt aber einfach
ein Mißverſtändnis, wie die Zahlen ſofort beweiſen werden.
Allerdings ſind auch in England die Preiſe geſtiegen, aber
lange nicht in dem Maße wie bei uns. Und was die Haupt-
ſache iſt: die Rohſtoffe ſind in der Tat auch in England
faſt ebenſo ſehr verteuert wie in Deutſchland, die verarbei-
teten Waren dagegen in Deutſchland faſt dreimal ſo ſtark
wie in England. Gegenüber dem Durchſchnittspreis der 90er
Jahre waren die Preiſe der Rohſtoffe:

in Deutſchland m
1901/05 geſtiegen um 13,2 9*/0 geſtiegen um 13,8 o alſo ung n1906/10 ßer 26 22,8 a aße.

Dagegen waren die Preiſe der Nahrungsmittel:e 5 u I e
in Deutſchland in England

1901/05 geſtiegen um 9,59/0 geſunken um 3,7 o
1906/10 23,9 geſtiegen 29

Dies zeigt klar, daß die Verteuerung der Rohſtoffe eine
natürliche, allgemein- wirtſchaftliche Urſache haben muß; da-
gegen die Verteuerung der Nahrungs mittel eine be-
ſondere, die nur in Deutſchland wirkt. Das ſind eben die
deutſchen Zölle.

Fragt man nun, warum die deutſche Regierung eine ſolche
Politik der Verteuerung getrieben hat, ſo werden zwei Gründe
angegeben: erſtens um der Landwirtſchaft zu helfen, zweitens
um Geld in die Kaſſen des Reichs zu bekommen. Auf das
Kapitel von der „Not der Landwirtſchaft“ wollen wir nicht
weiter eingehen. Es genüge mitzuteilen, daß (nach den Be-
rechnungen des Profeſſors Brentano) allein in den 8 Jahren
1907—-1909 nur die drei Waren, Weizen, Gerſte und Hafer, dem
deutſchen Volke um 2767 Millionen Mark verteuert worden
ſind, wovon aber nur 28124 Millionen in die Reichskaſſe
floſſen. Der niedliche Reſt von 248572 Millionen Mark fiel
den großen Grundbeſitzern zu, denen auf dieſe Weiſe natürlich
kräftig geholfen worden iſt.

Wenden wir uns dem anderen Grunde zu. Das Reich
braucht Geld, viel Geld. Deshalb die Zölle und auch die Ver
brauchsſteuern, die neben den Zöllen die Lebenshaltung ſo
unmäßig verteuern. Man denke nur an Salz, Bier, Tabak,
Streichhölzer, Fahrkarten uſw. Wozu braucht denn das Reich
ſo entſetzlich viel Geld? Darauf gibt's nur eine Antwort:
für Militär! Für Landheer und Flotte.

Uns Sozialdemokraten wird von unſeren Gegnern gern der
Vorwurf gemacht, wir ſeien deshalb gegen das ſtehende Heer,
weil wir das Vaterland wehrlos machen wollen! Das iſt ganz
falſch. Wir wollen im Gegenteil die allgemeine Wehrpflicht
verwirklichen. Wir wollen, daß jeder, der nur irgend die
Waffen tragen kann, in ihrem Gebrauch geübt und, wenn es
wirklich nötig werden ſollte, zur Verteidigung des Landes
herangezogen wird. Deshalb fordern wir die Erziehung der
Jugend zur Wehrhaftigkeit. Das aber kann das ſtehende Heer
nicht leiſten, weil es ſo unmenſchlich viel Geld koſtet! Gegen
wärtig wird nur ungefähr die Hälfte der waffenfähigen Mann-
ſchaft ausgebildet, und das koſtet ſchon ſo wahnſinnig viel,
daß an eine Verdoppelung natürlich nicht zu denken iſt. Und
gerade unter der Regierung Wilhelms II. ſind die Ausgaben
fürs Militär ungeheuer gewachſen. Es betrugen die geſamten
Koſten für Heer und Flotte:

1872 321 Millionen Mark
1897 846
1903 1062
1911 1167

Und in dieſem Jahre 1913 hat man uns bekanntlich eine
Militärvorlage beſchert, die allein zu ihrer erſten Verwirk-
lichung 1000 Millionen verſchlingen ſoll, ohne die vielen
Millionen, die alljährlich dauernd draufgehen werden. Das
iſt das Loch, wo all die Geldmaſſen verſchwinden, die das
Volk in Geſtalt von Zöllen und Verbrauchsſteuern aufbringt,
das iſt die wahre Urſache, weshalb die Lage der breiten Maſſen
heute eine ſo unſäglich traurige iſt, wie wir ſie am Anfang
geſchildert haben.

Nur einen kleinen Ausſchnitt aus der Entwicklung des deut-
ſchen Volkes während der 25 Jahre Wilhelms II. haben wir
hier beſprechen können. Aber wir glauben, er dürfte genügen,
um die Frage zu beantworten, ob der deutſche Arbeiter irgend-
welchen Anlaß zum Jubel hat.

Aas Fruuenwahlrecht auf den Murſſhe.

Der letzte Wahlerfolg der Sozialdemokratie und die Siege
der kleinbürgerlich-bäuerlich Radikalen in Norwegen haben dem
Frauenſtimmrecht dort zum Siege verholfen. Keine Partei
wagte mehr, ſich durch Ablehnung des Frauenſtimmrechts un-
populär zu machen. Am Mittwoch hat das Storthing (Parla-
ment) einſtimmig die Erweiterung des politiſchen Wahlrechts
beſchloſſen, wodurch den Frauen das Wahlrecht in gleichem Um-
fange verliehen wird wie den Männern.

Der Senat von Jllinois (einem der Vereinigten Staaten
von Nordamerika) beſchloß kürzlich die Einführung des Frauen-
ſtimmrechts. Am Donnerstag nahm auch das Repräſentanten-
haus, die eigentliche Volksvertretung dieſes Geſetz an, ſo daß
es nunmehr endgültig in Kraft tritt.

Jn Dänemark trat am Donnerstag die neugewählte Kammer
zuſammen, in der Sozialdemokraten und Radikale bekanntlich
die Mehrheit haben.

Jn wenigen Tagen wird Klarheit darüber geſchaffen ſein,
welches Miniſterium mit der neuen däniſchen Kammer arbeiten
wird. Wir hatten es zunächſt für ſelbſtverſtändlich erklärt, daß
die Radikalen das Miniſterium übernehmen würden. Die
Radikalen hätten ſich dann ſo verhalten müſſen, daß ihr Kabi-
nett von der Sozialdemokratie nicht geſtürzt wird und die
Mehrheit nicht einbüßt. Taktiſche Erwägungen laſſen dieſe
Art der Löſung aber zur Zeit nicht erwarten.

Bis jetzt iſt der Liberale Bermtſen Miniſterpräſident.
Herr Berntſen hat ſeine Partei dahin bekommen, einer ziem-
lich demokratiſchen Verfaſſungsreform zuzuſtimmen. Auf dieſe
Weiſe ſollten die proletariſchen Wähler für die Liberalen ge
ködert werden; trotzdem haben die Liberalen die Mehrheit ver-
loren.

Berntſens Programm enthält folgende Forderungen:
1. Herabſetzung des Alters, welches zum Wählen berechtigt,

von 30 auf 25 Jahre Einführung des Frauenſtimmrechts.
2. Das Landsthing, die erſte Kammer beſteht jetzt

aus 66 Mitgliedern davon ſind 12 von der Regierung (formell
vom König) auf Lebenszeit gewählt; nur bei einer Auflöſung
des Landsthing kann die Regierung 12 andere ernennen im
übrigen werden 27 Abgeordnete des Landsthing von den auf
Grund eines ziemlich demokratiſchen Wahlrechts gewählten Ge-
meindevertretungen gewählt; 27 Abgeordnete werden von den
Höchſtbeſteuerten, den Wohlhabenden, gewählt. Das
Miniſterium Berntſen ſchlägt die Wahl ſämtlicher Abge-
ordneten des Landsthing durch die Gemeindevertretungen vor.

3. Das Miniſterium Berntſen ſchlägt vor, daß das Lands-
thing nicht mehr berechtigt ſein ſoll, über die einzelnen Beſtim-
mungen des Etats und ſonſtiger Finanzgeſetze abzuſtimmen.
Etat und Finanzgeſetze ſollen nur noch im Ganzen dem Lands-
thing zur Annahme oder Ablehnung vorgelegt werden.

Zwecks Durchführung dieſes Programms ſind Sozialdemo-
kraten und Radikale bereit, das liberale Miniſterium Berntſen,
das ſie ſtürzen könnten, am Ruder zu laſſen.

Aber die Liberalen ſind uneinig; ſie haben aus Parteidiſzi-
plin bisher die Aktionen des Miniſteriums Berntſen mitge-
macht. Ein Teil der Liberalen unter der Führung des früheren
Miniſterpräſidenten Chriſten ſ.en will das Zuſtandekommen
des Berntſenſchen Programms verhindern. Es hofft früher
oder ſpäter mit Hilfe der Konſervativen eine reaktionäre
Verfaſſungsreform erreichen zu können. Wohl kann das
Landsthing, aufgelöſt werden. Aber ehe nicht im Landsthing
mindeſtens eine Stimme Mehrheit für die Verfaſſungsreform
zu erreichen iſt, wird ſie nicht Geſetz.

Bleibt Berntſen Miniſterpräſident, ſo muß ihm die liberale
Partei wohl oder übel folgen, will ſie den eigenen Parteiführer
nicht im Stich laſſen. Für ſeine Projekte müßten die Liberalen
im Landsthing ſtimmen. Jm Folkefhing, der Volksvertretung,
würde die Verfaſſungsreform eine ſo gewaltige Mehrheit
haben, daß ſich das Landsthing leichter einſchüchtern ließe als
durch die knappe Mehrheit, die für die Verfaſſungsreform im
Folkething vorhanden iſt, wenn die Liberalen dagegen ſtimmen.

Chriſtenſen und ſeine Freunde wünſchen deshalb, daß ihre
Parteigenoſſen vom Miniſterium zurüctreten und einem „radi-
kalen“ Miniſterium Platz machen. Nur eins könnte ihnen die
Erfüllung dieſes Wunſches verleiden: wenn nämlich Sozial-
demokraten dann in das Miniſterium eintreten. Sie glauben,
daß unſere Partei an Anhang gewinnen wird, wenn es ſozial-
demokratiſche Miniſter gibt und deshalb breite Maſſen ſich
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ſchwerer als bisher die „Staatsgefährlichkeit“ der Sozialdemo-
kratie einreden laſſen. Aber ſie rechneten darauf, daß ent-
ſprechend einem Beſchluß des Amſterdamer internationalen So-
zialiſtenkongreſſes Sozialdemokraten keine Stelle im Miniſte-
rium annehmen dürfen. Das ſtimmt aber nicht. Zur Löſung
einer beſtimmten Frage in einer dringenden Situa-
tion dürfen Sozialdemokraten nach den Beſchlüſſen der Jnter-
nationale ausnahmsweiſe Miniſter werden. Wenn das libe-
rale Miniſterium Berntſen gegen den Wunſch der Sozial-
demokratie den Jntrigen im eigenen Lager zum Opfer fällt,
und auf Verlangen der liberalen Fraktion zurücktritt, ſo wird
ein Parteitag darüber entſcheiden, ob ein nur aus Radikalen
oder ein aus Radikalen und Sozialdemokraten beſtehendes
Miniſterium die däniſchen Staatsgeſchäfte übernehmen wird.

Die Einführung einer demokratiſchen Verfaſſungsreform iſt
in Dänemark mm eine Frage der Zeit. Unſere Genoſſen ſind
ſtark genug, die Demokratiſierung des Landes zu erzwingen,
gleichgültig, ob die Liberalen der Gruppe Chriſtenſen folgen
und ſich abſeits ſtellen oder entſprechend der Taktik Berntſen
gute Miene zum böſen Spiel machen.

Ueberall geht es vorwärts in der Welt: nur in Preußen
nicht. Dieſes nächſt Rußland nichtswürdigſte aller Staatsweſen
entwickelt ſich nicht weiter. Hier feiert die Barbarei ihre
Triumphe. Der Abſtand zwiſchen dem erbärmlichen Preußen
und den Kulturſtaaten wird immer größer.

Politiſche LUeberficht.
Halle (Saale), den 17. Juni 1913.

Ein königliches Staatsſtreich-Teſtament.
Profeſſor Hintze hat in ſeiner Jubiläumsrede in der Ber-

liner Univerſität mit der Abſicht, die Verfaſſungstreue des
regierenden Hohenzollern ganz beſonders zu unterſtreichen, eine
Geſchichte von Staatsſtreichplänen mitgeteilt, die der ſpäter in
Geiſteskrankheit verfallene König Friedrich Wilhelm IV. allen
preußiſchen Thronerben teſtamentariſch vermacht hat. Profeſſor

Hintze erzählt darüber mit der ausdrücklichen Bemerkung, daß
er vom Kaiſer ermächtigt ſei, dieſe Dinge der Oeffentlichkeit zu
übermitteln:

Der regierende Kaiſer ſei von dem Juſtizminiſter und
Kronſyndikus Dr. Friedberg in den letzten Stunden ſeines
kaiſerlichen Vaters darauf hingewieſen worden, daß ihm
ſofort nach deſſen Hinſcheiden ein für dieſen Fall bereit-
gehaltenes verſchloſſenes Schriftſtück von
großer Wichtigkeit vorgelegt werden würde; und in
der Tat war dies das erſte, was Seine Majeſtät auf ſeinem
Schreibtiſche vorfand. Er öffnete es und erkannte ſofort die
charakteriſtiſchen Schriftzüge König Friedrich Wilhelms IV.
mit vielen Unterſtreichungen und Ausrufungszeichen, wie
dieſer zu ſchreiben pflegte. Es war ein politiſches
Teſtament, das jedem Thronfolger beim Regierungs-
antritt vorgelegt werden mußte; und es enthielt eine in den
ſtärkſten und beweglichſten Wendungen gehaltene Mahnung,
die Verfaſſung noch vor der Beeidigung umzuſtoßen. König
Friedrich Wilhelm IV. hatte ja, wie man weiß, zeitlebens
an dem Gedanken gehangen, die in Sturm und Drang des
Revolutionsjahres geborene, von der Regierung zwar erſt
oktroyierte, dann aber auf dem Wege der Vereinbarung mit
der Volksvertretung revidierte Verfaſſung zu erſetzen durch
einen aus königlicher Machtvollkommenheit verliehenen
Freibrief, der gar nichts von dem revolutionären
Charakter moderner Konſtitutionen haben ſollte.
Es war die Wurzel der vielfältigen Meinungsverſchieden-
heiten zwiſchen ihm und ſeinem Miniſterpräſidenten Otto
von Manteuffel geweſen, daß dieſer die Hand dazu nicht hatte
bieten wollen. Nun hatte Friedrich Wilhelm IV. noch über
ſeinen Tod hinaus auf ſeine Nachfolger ein-
zuwirken geſucht mit aller Macht, die ein Toter auf
Lebende ausüben kann, um dieſem Königswunſch in Zukunft
doch noch einmal Erfüllung zu verſchaffen. Kaiſer Wil-
helm 11. hatte ebenſowenig wie ſeine beiden Vorgänger
irgendwelche Neigung, dieſem Appell ſeines königlichen
Großoheims zu folgen; aber er ging weiter. Er erwog, daß
die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen ſei, daß in Zukunft ein-
mal ein junger, unerfahrener Herrſcher zur Regierung käme,
auf den dieſes Teſtament doch vielleicht einen verhängnis-
vollen Eindruck hätte machen können: „Und ſeitdem ſagte
Seine Majeſtät ar es mir, als ob ich ein Pulverfaß
im Hauſe hätte, und es ließ mir keine Ruhe, als bis das
Teſtament vernichtet war.“ Es wurde verbrannt und das
Kuvert an das Königliche Archiv abgegeben mit der Be
merkung: „Jnhalt vernichtet.“

Soweit die Erzählung Profeſſor Hintzes. Das Bild König
Friedrich Wilhelms IV. wird durch dieſe Enthüllung nicht er
heblich verändert: es ſtand längſt geſchichtlich feſt, daß er ebenſo
feig wie treulos und hinterliſtig war. Jn dem Moment, als er
in der Nacht vom 18. zum 19. März den wehleidigen und
tränenreichen Bettelbrief an ſeine „lieben Berliner“ ſchrieb,
dachte er ſicher ſchon darüber nach, wie er die ſiegreiche Revo
lution um ihre Früchte prellen könne. Und nöch in der Zeit,
da er mit den Märzminiſtern regierte, in der Zeit, da er ſich
zum „Schützer des deutſchen Einheitsgedankes“ aufwarf, erwog
er, wie die Landbevölkerung gegen die aufſäſſigen Berlinen
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aufgeputſcht und mobil gemacht werden könnte. Einem Manne
von ſolchen Charakteranlagen iſt natürlich auch zuzutrauen,
daß er in der Form eines politiſchen Teſtaments ſeine Nach
folger zum Staatsſtreich und Verrat aufzuſtacheln ſuchte.

Wenn nun aber Profeſſor Hintze mit Genehmigung Wil-
helms II. dieſe Epiſode jetzt der Oeffentlichkeit unterbreitet,
um am „Jubiläumstage“ die Verfaſſungstreue des regieren-
den Hohenzollern in beſonders hellem Lichte erſtrahlen zu
laſſen, ſo will uns gerade dieſe Epiſode nicht recht beweiskräftig
erſcheinen. Die Staatsſtreichidee des geiſteskranken Preußen-
königs war heute viel weniger gefährlich für das Volk, als für
die Hohenzollern. Und Wilhelm II. hat inſtinktiv das richtige
Gefühl gehabt, wenn er ſagt, es ſei ihm geweſen, als ob er
ein Pulverfaß im Hauſe habe, ſolange jene Staatsſtreich-
idee ſchwarz auf weiß in ſeinem Schreibtiſch ruhte. Die preu
ßiſche Verfaſſung kann gewiß keinen Anſpruch darauf machen,
als moderne Konſtitution zu gelten. Aber durch Staatsſtreich
den uneingeſchränkten Abſolutismus wieder herſtellen, hätte
ſowohl im Jahre 1861, als der alte Kaiſer die Regierung an-
trat, wie 1888 das „Pulverfaß“ zur Exploſion gebracht und der
Herrſchaft der Hohenzollern vermutlich ein Ende mit Schrecken
bereitet. Wenn zur Behütung „junger, unerfahrener Herrſcher“
das Teſtament vernichtet wurde, dann geſchah es alſo mehr zur
eigenen Sicherheit der Hohenzollern als zur Wahrung der Ver-
faſſungsrechte des Volkes.

Jn der letzten Nummer der Münchner Wochenſchrift März
ſchreibt der fortſchrittliche Abg. Konrad Haußmann in
einem Jubiläumsartikel:

Jn der inneren Politik iſt Kaiſer Wilhelm innerlich
unverſöhnt mit der parlamentariſchen Ein-
richt ung, alſo mit einem Grundgedanken der Reichsver-
faſſung. Nirgends in den fünfundzwanzig Jahren hat
er verſucht, eine Brücke zu ſchlagen, und die offenen
Gegner parlamentariſcher Einrichtungen glauben bei
ihren Vorſtößen der Sympathie ihres Königs ver-
ſichert zu ſein, dem ſie durch ein perſönliche s Treue-
verhältnis, nicht aber durch den modernen Verfaſſungs-
zuſtand verbunden zu ſein, in aufrichtigen Stunden erklären.

Haußmann hofft aber echt freiſinnig-fortſchrittlich, daß die
Lehren der Vergangenheit in der Zukunft fruchtbar werden
nöchten. Wie ſagt ein altes Wort? Hoffen und Harren

Nachleſe vom Jubiläum.
Der Reichsanzeiger veröffentlicht in einer Sonderausgabe

die Grundzüge der aus Anlaß des Regierungsjubiläums Wil-
helms II. erlaſſenen Amneſtie. Das Juſtizminiſterium ſoll
Vorſchläge machen und dazu beſonders ſolche Perſonen aus-
wählen, die zu ihren Straftaten durch Not, Leichtſinn, Unbe-
ſonnenheit oder Verführung veranlaßt worden ſind. Den An
gehörigen der Armee und der Marine werden die noch nicht
vollſtreckten Diſziplinarſtrafen erlaſſen. Ausgeſchloſſen iſt der
Erlaß von Diſziplinarſtrafen, die wegen Beleidigung oder vor
ſchriftswidriger Behandlung Untergebener verhängt worden
ſind. Auch der Kriegsteilnehmer wurde gedacht. 600 von
ihnen, deren Auswahl dem Kriegsminiſter überlaſſen iſt, er-
halten ein Geldgeſchenk von je 50 Mk.

Man muß ſagen: weniger als dieſe Amneſtie bietet, konnte
nicht mehr gegeben werden, und auch das Gnadengeſchenk an
600 Kriegsteilnehmer in Höhe von 50 Mk. iſt außerordentlich
beſcheiden. Von den Ordensverleihungen dürfte höchſtens eine
intereſſieren: die Verleihung des Roten Adlerordens an Herrn
Dr. Krupp v. Bohlen und Halbach! Staatsſekretär a. D. Dr.
Dernburg wurde in das Herrenhaus berufen und einige Gene-
räle erhielten den Adel. Die Ordensverleihungen füllen faſt
zehn Seiten des Reichsanzeigers, vom Hilfspolizeidiener bis
zum Miniſter ſind ſo ziemlich alle Stände bedacht worden, nur
die diverſen Knopflochſchmerzen der Parlamentarier ſind nicht
geſtillt worden, und auch der von den Fortſchrittlern erſehnte

Exzellenztitel für den Reichstagspräſidenten Dr. Kaempf iſt
ausgeblieben.

Nach neueren Meldungen iſt aber auch der Reichskanzler beim
Jubiläum nicht ganz leer ausgegangen. Jhm wurde ein „über-
aus gnädiges Handſchreiben“ und ein Kaiſerbild geſchenkt und
außerdem der Charakter eines Generalleutnan s ver-
liehen. Der „Mann der gottgewollten Abhängigkeiten“ wurde
am 14. Juli 1909 Reichskanzler und avancierte am 16. Auguſt
desſelben Jahres zum Major. Wenn ſich nun die bürgerlichen
Parteien in der Budgetkommiſſion über die Deckungsfragen
noch nicht einigen können, erſcheint die Generalleutnants-
uniform. Das dürfte imponieren.

Der „etwas ſonderbare“ Wilhelm.
Eine hübſche Geſchichte aus der Welt des Gottesgnadentums

erzählt die Frankfurter Zeitung in ihrem Jubiläums-
artikel, der überhaupt faſt nur aus ſolchen Geſchichten beſteht
und den Eindruck macht, als ob er von ihrem Berliner Ein-
bläſer, einem treuen Anhänger Bülows, herrührte. Die Frkf.
Ztg. erzählt:

„Jn einer der kleinen Geſellſchaften, die ſich an manchen
Abenden im Hauſe des geiſtreichen und liebenswürdigſten aller
Reichskanzler zu anregendſter Unterhaltung vereinigten, kam
die Rede auch auf den Kaiſer. Es waren da unter anderen ein
bekannter Theologe, ein bekannter Philoſoph, ein bekannter
Journaliſt, und der Philoſoph ſagte, er ſchätze den König ſehr,
aber mit ſeiner myſtiſchen Richtung könne er ſich nicht
abfinden. Jn dem Geſpräch, das ſich nun über die Frage ent-
wickelte, ob der Kaiſer ein Myſtiker ſei, bemerkte der Journaliſt,
er ſei darüber im Zweifel geweſen, aber er müſſe es wohl an-
nehmen, ſeit er mit Staunen erfahren habe, daß der Kaiſer
eines Tages den verſammelten Generalen in feierlichem Tone
mitgeteilt hat: „Jch habe mich heute zum Generaladjutanten
weiland Seiner Majeſtät Kaiſer Wilhelms des Großen er-
nannt.“ „Gut, daß Sie das erwähnen,“ ſagte der Kanzler,
„nun werde ich Jhnen erzählen, wie falſche Beurteilungen ent-
ſtehen. Sehen Sie, ich kenne alle europäiſchen Monarchen und
noch einige andere, und ich habe gefunden, daß ſie alle auf
einem Gebiete nun, ſagen wir: etwas ſonderbar ſind.
Das iſt das Gebiet des Gottesgnadentums, der Fami-
liengeſchichte, der Uniformen, der Titel, Orden
und dergleichen. Da empfinden und denken ſie ganz anders
als wir gewöhnlichen Sterblichen, und man muß das berück-
ſichtigen, wenn man ſie verſtehen will. Auch dieſe Ernennung
zum Generaladjutanten gehört in dieſes Kapitel. Als der
Kaiſer einmal mit dem Zaren zuſammentraf, bemerkte er an
deſſen Uniform eine Art von Fangſchnüren, die ihm
außerordentlich gefielen, und er fragte ihn, ob er ihm die nicht
verleihen könne. Der Zar ſagte, das ſei leider nicht mög-
lich, weil nach einer am ruſſiſchen Hofe üblichen Sitte gewiſſe
direkte Nachktommen des Regierenden dieſe Schnüre als Ab-
zeichen ſeines Generaladjutanten tragen, die natürlich einem
Fremden nicht verliehen werden können. Darauf hat ſich der
Kaiſer, weil er eben auf dieſe Schnüre Wert legt, ſie ſelber
verliehen, indem er ſich, nach dem ruſſiſchen Beiſpiel, z um
Generaladjutanten ſeines Großvaters ernannte.“

„Auf dieſe Aufklärung war ich allerdings nicht gefaßt,“
ſagte der Journaliſt. „Jch ſehe, daß man auch in dieſen Dingen
ſozuſagen den Komment kennen muß, um ſie richtig zu ver-
ſtehen.“

Soweit die Frankf. Zeitung. Das ſonderbare Gefallen an
den Schnüren iſt bei der ſonderbaren Geſchichte noch das
wenigſte Sondervare. Viel ſonderbarer muß der Weg er-
ſcheinen, auf dem ſich Wilhelm II. die Möglichkeit verſchaffte,
die Schnürchen zu tragen. Gewöhnliche Menſchen hätten ſich
die Dinger eben machen laſſen und ſie dann umgehängt. Daß
man zu dieſem Zwecke erſt ein ruſſiſches Hofzeremoniell nach-
ahmen, ſich ſelbſt zum Generaladjutanten ſeines verſtorbenen
Vorgängers ernennen und ſich dann die heißerſehnten Schnüre
feierlichſt verleihen muß, das iſt in der Tat das „Sonderbare“,
das den Fürſten von Gottes Gnaden anhaftet.

Schließlich aber gibt es noch eine größere Sonderbarkeit
nämlich die, daß das Volk die ungeheure politiſche Macht der
„ſonderbaren“ Fürſten geduldig weiter erträgt.

Zu den Deckungsvorlagen.
Ueber den Stand der Verhandlungen über die Deckungsvor

lage erfährt die Kölniſche Zeitung aus den Reihen der natio-
nalliberalen Reichstagsfraktion: Es dränge ſich der Gedanke
auf, es mit dem Vermögenszuwachsſteuergeſetz als Einigungs-

Kindeserbes in abgeſchwächter Form und damit die Einigungs-
baſis. Bekanntlich habe die preußiſche Regierung von Anbe-

ſtück der Deckungsvorlage zu machen; ſie ſei dabei aber auf den
Widerſtand anderer Bundesſtaaten geſtoßen. Es würden nun
Beratungen auf Grund gewiſſer Einigungen über die Beſitz
ſteuer beginnen und hoffentlich zum Ziele führen. Gelinge die
Einigung nicht, dann bleibe den liberalen Fraktionen nichts

darüber vollſtändige Einigkeit vorhanden es ſtehe indeſſen zu
erwarten, daß eine Einigung in der Kommiſſion zwiſchen Zen-

ſich die Sozialdemokratie und wenn ſie nicht übel beraten ſei,

ſich einer ſolchen Einigung gegenüber die verbündeten Regie-

gelten, auch daß ſich für die Regierungsvorlage keinesfalls eine

bringen.

Die Vertreter des ganzen Volkes.
Das Reichsgericht hat endlich die ſchriftliche Begründung

ſeines Urteilsſpruchs im Prozeſſe Borchard t- Leinert
herausgegeben. Jm weſentlichen enthält ſie nichts neues mehr
gegen die mündliche Urteilsverkündung, nur ein Argument iſt
hinzugekommen, das originell und bemerkenswert iſt. Die Be
gründung ſagt nämlich:

„Der Geſichtspunkt, daß während der Dauer der Ausſchlie-
ßung der Wahlkreis des Ausgeſchloſſenen unvertreten bleibe,
könnte hiergegen (gegen die Behauptung, daß der Ausſchluß
zuläſſig iſt) ſchon aus dem Grunde nicht verwertet werden,
weil (nach Artikel 33 der Verfaſſung) jeder Abgeord-
nete Vertreter des ganzen Volkes iſt.

Jetzt wiſſen wir Beſcheid! Demnach kann ein zukünftiger
Präſident in größter Seelenruhe auch alle ſozialdemokrati-
ſchen Abgeordneten ausſchließen, das „ganze Volk“ bleibt trotz-
dem noch „vertreten“. Damit fallen alle Bedenken gegen die
Ausſchließung. Und wenn die Mehrheit die geſamte Oppoſition
ausſchlöſſe, das „ganze Volk“ bliebe immer noch „vertreten“.
Und wenn ein künftiger preußiſcher Tisza auf dem Präſidenten
ſtuhl mit Hilfe einer ſchneidigen Parlamentswache alle Ab-
geordneten hinauswerfen ließe, er könnte in aller Ruhe weiter
Geſetze machen vor leeren Bänken, denn er allein vertrete ja
immer noch „das ganze preußiſche Volk“.

So hat das Reichsgericht entſchieden und das Reichsgericht iſt
die Blüte und Spitze der deutſchen Rechtsweisheit.

Preußiſche „Veteranenfürſorge“.
Bekanntlich hat die preußiſche Bureaukratie entſchieden, daß

von der oſt preußiſchen Veteranenſpende im Be
trage von 360 000 Mk., die für die bedürftigen Kriegsteil-
nehmer geſammelt iſt, der größte Teil des Kapitals und auch
ein Teil der Zinſen kapitaliſiert und ſpäter der Pro-
vinz Oſtpreußen zufallen ſoll. Trotz des entſchiedenen Pro-
teſtes der oſtpreußiſchen Bevölkerung wird an dieſem „Ver-
teilungs“ modus feſtgehalten. Jn dieſem Jahre werden an die
Veteranen nur 33 500 Mk. gezahlt, und zwar 5500 Mk. Zinſen
des Stiftungskapitals von 200 000 Mk. und 28000 Mk., die
dem das Stiftungskapital überſteigenden Betrage der Samm-
lung entnommen ſind. Als ſeinerzeit in Oſtpreußen geſam-
melt wurde, hieß es, es ſeien in Oſtpreußen 10000 hilfs-
bedürftige Veteranen, und jeder ſollte zur Linderung ihrer
Not ein Schärflein beitragen. Die Beiträge floſſen reichlich,
aber von den 10000 Veteranen erhalten in dieſem Jahre von
der Spende nur 400 etwas. Die übrigen 9600 Vete-
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Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Dona Chriſtine gab dem Chauffeur den Befehl, Bilbao ſo
ſchnell als möglich zu erreichen, und das Fuhrwerk brauſte in
voller Geſchwindigkeit davon über die ſtaubige Straße, die den
Fluß entlang von Las Arenas nach Bilbao führt. Frau Sanchez
Morueta dachte nach über die Wichtigkeit der bevorſtehenden
Verſammlung. Es ſollte beraten werden über die Organiſie-
rung einer neuen Pilgerfahrt nach Begona, ſo geräuſchvoll wie
die der Krönungsfeierlichkeit der Jungfrau. Man wußte nicht,
ob ſie noch dieſes Jahr ſtattfinden ſollte, oder etwa lieber im
folgenden Jahr. Jedenfalls mußte eine Muſterung der verfüg-
baren Streitkrafte ſtattfinden das geſamte Baskenland vom
alten Schlag mußte ſich zuſammenſcharen und unter Entfaltung
von Bannern und Abſingen von frommen Liedern den Berg
Artagan hinaufſteigen als Proteſt gegen die Leute der Berg-
werke und Fabriken, die dem monſtröſen Sozialismus huldig-
ten, und gegen die Maketos der Stadt und ihre Nachkommen,
die ſich bereits als Eingeborene betrachteten, Leute, die von
Republit und Antikleritalismus ſprachen und in ihren Ver-
ſammlungen das wundertuende Bild der Jungfrau von Begona
Fetiſch und Rabenneſt benannten.

Die Verſammlung der frommen Damen ſollten als Leiter
und Jnſpiratoren P. Pauli, ein ſtreitbarer Jeſuit, der ſowohl
als Kanzelredner wie als Beichtvater in Mode war, und Fer-
min Urquiolag, deſſen Mann der Tat und rechter Arm, bei-
wohnen.

Doöga Chriſtine bewunderte ihren Neffen, den die guten
Patres ſo ſehr ſchätzten und in alle ihre Pläne hinſichtlich der
Verbreitung religiöſer Gefinnung einweihten. Sie empfand
beinahe eine Leivenſchaft für Urquiola. Wenn er ſie beſuchte,
erblickte ſie in ihm den Vertreter jener v hochgeſchätzten Geiſt-
lichen, die auf dieſe Weiſe mittelbar in ihr Heim eindrangen.
Fermin war eine Verlängerung der Geſellſchaft Jeſu, die bis
zu ihr gelangte. Sie fühlte etwas wie eine bittere Entſagung,

weil ſie den Empfangsſaal der Reſidenz nicht betreten durfte.
Sie hätte zu wiſſen gewünſcht, wie Deuſto, jener in Geheimnis
gehüllte Tempel der Wiſſenſchaft, von innen ausſah. Jhr
Vetter entzückte ſie mit ſeinen langen Schilderungen, die er bei
ſeinen immer häufiger werdenden Beſuchen in der Villa ent
warf von jenen Räumen, die ſie nicht betreten durfte, weil die
Regel des Ordens weibliche Beſuche nicht geſtattete.

Urquiola unterhielt ſie, indem er ihr haarklein alle Einzel-
heiten der Lebensweiſe eines jeden Paters und deſſen beſondere
Verdienſte aufzählte; der eine hatte wilde Länder bereiſt; der
andere beherrſchte ſechs Sprachen wieder ein anderer ſpielte
Violine wie ein Engel. Und wie beſcheiden waren alle dieſe
hervorragenden Männer! Alle ſchliefen in ärmlichen, rein-
lichen S abends ſteckten ſie ihre Schuhe und Kleider in
einen Beutel, der vor die Tür gehängt wurde, und die Dienſt-

boten ſteckten Schuhe und Kleider nach vorgenommener Reini-
gung wieder hinein. Die Patres ſtanden bei Tagesanbruch
auf, um ihr heiliges Werk von neuem zu beginnen Sie
lebten in einem gewiſſen Wohlſtand, aber nirgends war eine
Spur von den fabelhaften Reichtümern, von denen gottloſe
Leute erzählten, zu ſehen. Alle waren demütig, ſanft und lie-
benswürdig, ihrer glänzenden Vergangenheit uneingedenk;
denn unter ihnen gab es Männer, die einſt in der Welt eine
große Rolle geſpielt. Deshalb war an den Patres etwas von
den reumütigen Prinzen, die ſich unter der Soutane des Ge
horſams verſteckten.

Die Univerſität von Deuſto intereſſierte Doa Chriſtine in
noch höherem Maße. Wie ſehr tat es ihr leid, jenen Palaſt
nicht betreten zu dürfen, den ſie ſo oft von weitem beim Vor-
beifahren bewunderte! Wie gern hätte ſie den auf dem Berg-
abhang gelegenen Park durchwandert und ſich die die Land-
ſchaft beherrſchende, mit elektriſchen Lampen gekrönte Statue
des heiligen Joſeph in der Nähe angeſehen. Die Weisheit der
guten Patres bekundete ſich in allen Einzelheiten der Anſtalt.
Dort wurden die Söhne der vornehmſten Familien Spaniens
erzogen und unterrichtet. Der alte Adel und die katholiſch ge-
ſinnte Geldariſtokratie taten ihre Sprößlinge in die heilige
Schule. Dort liefen ſie nicht, wie auf den ſtaatlichen Hoch-
ſchulen, Gefahr, mit gottloſen, revolutionären Profeſſoren in
Berührung zu kommen, und die alte und moderne Wiſſenſchaft
wurde ihnen verabreicht, nachdem ſie ſorgfältig durch das
Haarſieb des Heiligen Thomas und anderer Kirchengelehrten,
der einzigen Vertreter der Wahrheit, durchgeſiebt worden
waren.

Die Anſtalt war in vier unabhängige Gebäude eingeteilt,
und die Studentenſchaft in vier voneinander getrennte Abtei-
lungen, wodurch gefährliche Vermiſchungen und Gedankenaus-
tauſche verhindert wurden. Die Abteilungen ſahen einander
nur von fern einige Male im Jahr bei feſtlichen Veranſtal-
tungen oder literariſchen Verſammlungen im großen Feſtſaal,
der mit ſeinen Galerien und ſeinem Patio einem Theater glich.
An der mit Fresken bemalten Decke ſah man die Bilder des
Heiligen Jgnatius und der hervorragenden Patres der Geſell-
ſchaft, alle zwiſchen Wolken gen Himmel ſchwebend.

Unten im Patio befanden ſich die Eingeladenen, die männ-
lichen Verwandten der Schüler, und in den Galerien die
Studierenden der vier Abteilungen, die ſich gegenſeitig begaff-
ten wie einander gegenüberwohnende Nachbarn, die ſich nur
ſelten zu ſehen bekommen. Die meiſten waren elegant gekleidet
und trugen den Smoking, denn es waren Söhne reicher Fami-
lien. Die Aelteren ließen ſich vom Friſeur der Anſtalt den
Schnurrbart brennen. Die literariſchen Veranſtaltungen
waren ſorgfältig von den Lehrern vorher eingeübte Kontro-
verſen zwiſchen den hervorragendſten Schülern. Der Schüler,
der den modernen Standpunkt vertreten ſollte, lernte einige
Albernheiten auswendig, die dann vom Vertreter des wahren
Glaubens in einem Nu ſiegreich widerlegt wurden.

Einſt hatte Urquiola, als er Schüler des letzten Kurſus war,
Lorbeeren geerntet dadurch, daß er ein von den Lehrern nach
langer Beratſchlagung gewähltes Thema verfochten hatte.
Dieſes Thema war folgendes: „Haben die Bourxrbonen dadurch,

daß ſie in Frankreich auf dem Schafott ſtarben, die Vergehun-
gen ihrer Familie gegen die Geſellſchaft Jeſu geſühnt?
Urquiola vertrat den bejahenden Standpunkt, indem er bewies,
daß die Guillotine ein Werkzeug Gottes geweſen, um die
Könige zu beſtrafen, die den Frevel begangen, die Jeſuiten
aus ihrem Reiche zu vertreiben. Tod und Hölle für die, welche
es wagten, ſich an den eigenſten Vertretern Chriſti zu ver-
greifen! Sein Widerſacher konnte nur matte, unhaltbare
Argumente ins Feld führen. Zur größten Unzufriedenheit
aller mußten dieſe oratoriſchen Uebungen unterbrochen werden,
denn die Behörden gaben den Patres zu verſtehen, daß es ge
fährlich war, in ſolcher Weiſe anzuſpielen auf die Dynaſtie, die
ihnen die Tore Spaniens wieder geöffnet hatte.

Am Weihnachtsfeſte wurde der Sitzungsſaal in ein Theater
umgewandelt. Auch hierin bewunderte Doüa Chriſtine das
Talent und die Tugend der Patres. Wenn alle Theater ſo
wären wie jenes, ſo könnten alle chriſtlichen Mütter unbeſorgt
den Aufführungen beiwohnen! Die Muſik war die der er-
folgreichſten Operetten und Revuen; aber der Text rührte von
dichteriſch egabten Patres her. Das Weib war aus allen
Stücken verbannt. Zu derſelben Weiſe, zu der die hüften-
wiegenden Vorſtadtmädchen das „Lied vom Unterröckchen“
ſingen, ſang ein Schüler die Schwierigkeiten des natürlichen
Rechtes mit einer Komik, daß ſelbſt der düſtere an der Decke
ſchwebende Janatius ſich zu wälzen ſchien. Charleys Tante
hieß Charleys Onkel; alle Stücke verloren ihre weiblichen Titel,
und wenn in einem derſelben zwei Liebende vorkanien, ſo ver-
wandelten ſie ſich in zwei Freunde, die einander die Hand
rn a ſchwuren, v ewig zu lieben, fleißig zu lernen und
ihren Lehrern gegenüber gehorſam und demüti iRut ren ſ emütig zu ſein

Doüa Chriſtine hörte begeiſtert der Schilderung dieſer Feſte
zu. Wie ſah man doch gleich, daß ihr Vetter in jener Anſtalt
auferzogen worden war. Deshalb war er ſo ritterlich, ſo chriſt-
lich und ſtellte ſeine Athletenmuskeln in den Dienſt Gottes.
Er war nicht wie die aus der Madrider Hochſchule kommende
Jugend, deren Sinne verdorben, deren Glauben vernichtet war.

Die Frau des Millionärs proteſtierte, wenn ſie von den
Ausſchweifungen Urquiolas ſprechen hörte. Zuerſt ſtellte ſie
dieſe in Abrede, dann, wenn ſie es nicht mehr vermochte, be-
anſpruchte ſie Nachſicht. Das waren jugendliche Verirrungen
vielleicht die Frucht des Beiſpiels anderer junger Leute, die
nicht in Deuſto erzogen worden waren. Aber der Kern ihres
Vetters war geſund, und der Leichtſinn würde ihm ſchon ver

er ſich in den politiſchen Kampf einmiſchte. Hin iden kluge Ratgeber, und wer weiß, v nicht iſt tn
neter ſein werde, um da unten im gottloſen Madrid mit ſeinem
Wort den katholiſchen Standpunkt zu verteidigen. Sie und ihr
Vetter genügten, um Bilbao auf den guten Weg zurückzu-
en wenn ihnen die Ratſchläge der weiſen Patres zur Seite

nden.
Und die Gemahlin Sanchez Moruetas, in dieſen hoffnungs

vollen Gedanken ſich wiegend, flog in ihrem Automobil, das
dicke Staubwolken hinter ſich ließ, der Stadt zu.

(Fortſetzung folgt.

grundlage zu verſuchen. Es enthalte die Beſteuerung des

ginn verſucht, das Vermögenszuwachsſteuergeſetz zum Haupt

anderes übrig, als ihre Anträge wegen der Erbſchaftsbeſteue
rung einzubringen. Jn der nationalliberalen Fraktion ſei

trum und den beiden liberalen Fraktionen erfolgen werde, daß

auch die deutſchkonſervative Partei anſchließen werde. Daß

rungen ablehnend verhalten könnten, müſſe als ausgeſchloſſen

Mehrheit finden werde. Das ſei die gegenwärtige Lage. Die
nächſten Tagen werden in der Budgetkommiſſion die Klärung

gehen. Urquiola war zu hohen Geſchicken beſtimmt, jetzt, wo,
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ranen gehen vollkommen leer aus. Wenn die alten
Krieger in Not und Elend umkommen, können ſie wenigſtens
das tröſtende Bewußtſein mit ins Grab nehmen, daß das an-
ſehnliche Kapital, das einſt für ſie geſammelt wurde, der
„Provinz Oſtpreußen“ zufällt. Das iſt die Veteranenfürſorge
der preußiſchen Regierung, die die Satzungen dieſer Stiftung
genehmigt hat.

Deutſches Reich.
Krupp und der Antiſchmiergelderverband. Jnfolge der

Liebknechtſchen Enthüllungen iſt nach einer Mitteilung der
Friedenswarte die Firma Krupp, die dem Verbande zur Be-
kämpfung des Schmiergelderunweſens angehörte, jetzt durch
einſtimmigen Beſchluß des Vorſtandes aus dieſem Verband
ausgeſchloſſen worden. Das iſt bezeichnend genug. Trotz-
dem erhielt Herr Krupp ſoeben von Wilhelm II. einen
Orden 2

Der Aufhebung der Verſammlungsfreiheit kommt eine
Verfügung gleich, die von der Lippeſchen Regierung ſoebenbeſtätigt wurde. Jn einem Oertchen des Fürſtentums Lippe

ſollte eine Verſammlung unter freiem Himmel ſtattfinden, in
der ein ſozialdemokratiſcher Redner über die Wehrvorlage zu
reden gedachte. Von der zuſtändigen Behörde wurde die Ge-
nehmigung zu dieſer Verſammlung mit der Begründung ver-
ſagt, daß eine ſolche Verſammlung „an einem Platze, der vom
Publikum viel beſucht werde, einer provokatoriſchen Demon-
ſtration gleichkomme“, und daß dieſe Provokation „entrüſtete
Gegenkundgebungen herausfordern“ und ſomit die öffentliche
Sicherheit gefährden könne. Das lippeſche Staatsminiſterium
hat auf die eingelegte Beſchwerde hin dieſe Verfügung be-
ſtätigt und ſich auch die Gründe des Verbots zu eigen gemacht.

Mit dieſem, die preußiſche Praxis nachahmenden Verbot
können alle Verſammlungen einfach unmöglich gemacht
werden.

So germaniſiert das preußiſche Regiment in Schleswig.
Aus Kiel wird gemeldet: Einem däniſchen Vereine, der mit
einem Dampfer einen Ausflug nach Sonderburg unternahm,
wurde beim Anlegen des Dampfers durch einen Polizei-
beamten im Auftrage des Landrats das Landen an der
ſchleswig-holſteiniſchen Oſtküſte verboten. Es
blieb dem Dampfer nichts übrig, als wieder zurückzufahren
und ſeine Paſſagiere auf der Jnſel Fünen zu landen.

Ein „Preußenbund“. Jm preußiſchen Dreiklaſſenhauſe
wurde am Sonnabend ein ſogenannter „Preußenbund“ ge-
gründet. Nach der Kreuzzeitung iſt die Gründung dieſes
Bundes „nicht zuletzt eine Folge der maßloſen Angriffe, wel-
ſchen Preußen ſeit geraumer 'eit ausgeſetzt iſt.“ Das neue
„Organiſationsgebilde ſoll ſich demnächſt durch einen Aufruf
in der Oeffentlichkeit bemerkbar machen. Warten wir alſo ab,
'was dieſer Bund zur Konſervierung preußiſcher Reaktion ver-
ſpricht und was er leiſten will.

OeſterreichUngarn.
Das neueſte ungariſche Schandgeſetz. Die Ernennung der

neuen Regierung, die die Auslieferung der geſamten politiſchen
Macht an Tisza bedeutet, hat ſämtliche Parteien zu neuen
Kämpfen aufgerüttelt. Die neue Regierung iſt ſich auch be
wußt, daß ſie nach unten jeden Halt verloren hat; daher be-

müht ſie ſich ihre Stellung nach oben hin zu befeſtigen. Sie
machte den Geſetzentwurf über die Majeſtätsbeleidigungen,
durch den die monarchiſche Jnſtitution „geſichert“ werden ſoll.
Der Geſetzentwurf, den der Juſtizminiſter dem Reichstag be-
reits vorgelegt hat und deſſen Annahme ſicher iſt, führt den
Titel Geſetzentwurf gegen Majeſtätsbeleidi-
gungen und gegen Angriffe des Königtums“. Er hat
folgenden Wortlaut:

„Wer den König beleidigt oder Akte des Königs auf eine
beleidigende Art der Kritik unterzieht, wird wegen Vergehens
mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Ver-
luſt der bürgerlichen Rechte beſtraft.

Wer die im obigen Abſatze beſtimmte Tat im Wege eines
Druckwerkes, durch öffentliche Ausſtellung in Schrift oder
Bild oder öffentlich mit Worten begeht, wird mit Gefäng-
nis bis zu drei Jahren, mit einer Geldſtrafe bis zu
4000 Kronen und mit dem Verluſt der bürgerlichen Rechte
beſtraft.

Wer eine Bewegung zur Aufhebung der Jnſtitution des
Königtums anregt, organiſiert oder leitet, oder an einer
ſolchen Bewegung teilnimmt, wer die Jnſtitution des König-
tums in Wort oder Schrift oder bildlich angreift, oder gegen
dieſe Jnſtitution aufwiegelt, begeht ein Vergehen und wird
mit Staatsgefängnis bis zu fünf Jahren und
einer Geldſtrafe bis zu 4000 Kronen, weiter mit dem Verluſt
der bürgerlichen Rechte beſtraft.

Das in den vorſtehenden Paragraphen beſtimmte Vergehen
fällt, ohne Rückſicht darauf, ob dies auf dem Preßwege oder
auf andere Weiſe verübt worden iſt, in den Wirkungs-
kreis der ordentlichen Gerichtshöfe.“

Die ganze Schwere des Geſetzes liegt in dem letzten Ab
ſatze, der die Vergehen den ordentlichen Gerichtshöfen zuweiſt,
alſo nicht wie bisher ſie den Schwurgerichten überläßt. Jn der
Begründung ſagt der Miniſter offen, weshalb dieſe Aenderung

in dem Gerichtsverfahren vorgenommen werden ſoll. Er gibt
zu, daß die in dem Geſetze vorgeſehenen Vergehen in den
Wirkungskreis der Schwurgerichte gehören. Nach den in den
letzten Jahren gemachten Erfahrungen habe jedoch das Schwur-

gericht dem König gegen Beleidigungen keinen Schutz geboten.
Es unterliege daher keinem Zweifel, daß die freiſprechenden
Urteile andere Perſonen ermutigen und daß ſie geeignet ſind.
die Autorität des Königs zu ſchmälern. Dies ſoll das neue

Geſetz verhindern.

Gegen dieſen Akt der Tiszaſchen Regierung haben ſich die
drei 48er Parteien verbunden. Auch die 67er Oppoſition und
die Volkspartei wollen dieſe Verbindung ſtärken. Die Ar-
beiterſchaft, durch den Pakt mit der Oppoſition gezwungen,
dieſer weitere Gefolgſchaft zu leiſten, wurde von der Pro-
grammrede des neuen Miniſterpräſidenten nicht überraſcht.
Die Drohungen mit einem Streikgeſetz und mit der Reviſion
der Arbeiterverſicherungskaſſe ging an der Arbeiterſchaft ſpur-
los vorüber. Sie iſt auch überzeugt, daß Tisza die Arbeiter-
ſchaft büßen laſſen will für die Unterſtützung der Oppoſition.

Die Stichwahlen zum mähriſchen Landtage endeten mit einer
Niederlage der Klerikalen. Gewählt wurden 7 Sozialdemo-
kraten und nur ein Klerikaler.
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Frankreich.
Die wirtſchaftlichen Folgen der dreijährigen Dienſtzeit

wurden am Montag in der Kammer von Albert Thomas,
Mitglied der Geeinigten Sozialiſten, in einer wirkſamen Rede
eingehend dargelegt., Er bekämpfte die dreijährige Dienſtzeit
vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus, denn dieſe würde der
Landwirtſchaft und der Jnduſtrie noch 200000 Arbeiter
entziehen, welche dann durch fremde erſetzt werden müßten,
was für die Provinzen im Oſten eine neue Gefahr bedeute.
Der Miniſterpräſident wußte dagegen nicht mehr als die üb-
lichen „patriotiſchen“ Phraſen vorzubringen. Jntereſſant war
ſeine Mitteilung, „daß das „verbündete Rußland“ gleichfalls die
nötigen Anſtrengungen mache, damit die franzöſiſche und die
ruſſiſche Armee bereit ſeien, allen Eventualitäten zu begegnen.“
Dieſe Bemerkung rief „auf allen Bänken“ des Hauſes „anhal-
tende Bewegung“ hervor. Der Kriegsminiſter Etienne legte
ſich nochmals für die dreijährige Dienſtzeit mit dem Hinweiſe
ins Zeug, daß ſie die einzige Möglichkeit ſei, die Armee in die
Lage zu verſetzen, den verſtärkten deutſchen Streitkräften ent
gegenzutreten. „Niemand kann den Kampf wünſchen, aber wir
wollen, wenn es dazu kommen ſollte, bereit ſein, ihm zu begeg-
nen. Das iſt die ganze Tragweite des Geſetzes.“ Darauf
wurde der Schluß der Debatte mit 435 gegen 125 Stimmen be-
ſchloſſen. Der Abg. Vaillant brachte einen Antrag ein, in
dem die Auflöſung der Kammer gefordert wird. Der
Antrag wurde mit 412 gegen 149 Stimmen abgelehnt und die
Sitzung darauf aufgehoben.

Zu Beginn der Sitzung teilte der Präſident mit, daß
Jaurès eine Jnterpellation eingebracht hat über
die letzten Kämpfe der franzöſiſchen Truppen
in Marokko. Der Miniſterpräſident Barthou ſchlug vor, die
Verhandlungen über die Jnterpellation auf nächſten Freitag
feſtzuſetzen. Jaurès war damit einverſtanden.

Holland.
Die Provinzialwahlen haben der ſozialdemokrati-

ſchen Partei auch am dritten Wahltage einen anſehnlichen
Erfolg gebracht. Jn Amſterdam z. B. ſtieg unſere
Stimmenzahl im dritten Kreis von 3944 auf 6824 in drei
Jahren, im fünften Kreis von 2056 auf 4086, im neunten
Kreis von 4176 auf 7661, in Rotterdam im erſten Kreis
von 1951 auf 3510, im zweiten Kreis von 1361 auf 3164, im
vierten Kreis von 1319 auf 3850, im Haag von 3826 auf 8691,
in Ut recht im erſten Kreis von 723 auf 1925, im zweiten
Kreis von 589 auf 2504, in Ha a rlem von 864 auf 3091, in
Groningen von 1208 auf 2753 uſw. Es gibt eigentlich
keinen Wahlkreis im ganzen Lande, in dem nicht ein über-
wältigender Stimmenzuwachs zu verzeichnen iſt. Schon jetzt
ſteht feſt, daß die Parlamentswahlen am kommenden Diens-
tag (heute) der ſozialdemokratiſchen Partei einen großartigen
Wahlſieg bringen werden.

Marokko.
Der Aufſtand. Wie aus Magador gemeldet wird, iſt der

Präſident El Hiba, von dem es kürzlich hieß, daß er von
ſeinen Anhängern vollſtändig verlaſſen worden ſei, von
neuem mit einer beträchtlichen Harka in der Gegend von
Agadir aufgetaucht. Nach einer Meldung des Gouver-
neurs von Mellila wurde der im Tazzagebiet zum Sultan aus
gerufene Schengitti auch von mehreren Stämmen in der
ſpaniſchen Zone als Sultan anerkannt. Die Kolonne des ſpa-
niſchen Generals Primo de Ribera, die ſich in der Stellung
bei Laurient verſchanzt hat, hat einen Angriff zahlreicher Re-
bellen abgewieſen ſie verlor 10 Tote und 22 Verwundete, dar-
unter einen Oberſtleutnant, zwei Hauptleute und einen Leuti-
nant.

Paris, 16. Juni. Wie aus Tetuan gemeldet wird, haben
die Spanier am 14. d. M. nach erbittertem Kampfe die Höhen
von Bonſelern genommen. Die ſpaniſchen Verluſte beliefen
ſich auf 5 Offiziere und etwa 30 Mann, die der Mauren auf
über 300 Tote.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Der Verband ſozialdemokratiſcher Wahlvereine für Berlin
und Umgegend hielt am Sonntag in Berlin ſeine General-
verſammlung ab. Aus dem gedruckt vorliegenden Geſchäfts-
bericht iſt zu entnehmen, daß die Mitgliederzahl und auch die
Zahl der Abonnenten des Vorwärts zurückgegangen ſind. Jn
der Diskuſſion über den Geſchäftsbericht ging Gen. Stadthagen
in längeren Ausführungen auf dieſe bedauerliche Tatſache ein.
Er glaubt den Rückgang der Abonnentenzahl zum Teil auf die
Haltung des Vorwärts zurückführen zu müſſen. Die Verſamm-
lung beſchloß, in einer außerordentlichen Verbands-General-
verſammlung über den beantragten Ausbau der Organiſation,
über die Haltung des Vorwärts und über die beantragte Ein-
führung des Wochen- Abonnements zu beraten und Beſchlüſſe
zu faſſen. Der bisherige Zentralvorſtand wurde wieder-
gewählt. Jn der Streitſache Braun und Linde gegen
Vorchardt wurde beſchloſſen, im Mitteilungsbhlatt des Ver-
bandes, das über die Verhandlungen der Unterſuchungs-
kommiſſion berichtet hat, noch nachträglich die Verteidigungs-
rede Borchardts ausführlich zum Abdruck zu bringen.

Die Generalverſammlung des ſozialdemokratiſchen Kreis-
vercins Eſſen wurde am Sonntag in Eſſen abgehalten.
Aus dem Geſchäftsbericht iſt folgendes hervorzuheben: Die
Zahl der männlichen Mitglieder ſtieg bei ſtarker Fluktuation
um 66 auf 3901, die der weiblichen um 181. auf 1238. Der ge-
ringe Fortſchritt wird auf die beſonders ſchwierigen Verhält-
niſſe in Eſſen zurückgeführt. Nicht nur ließen ſich viele Ar-
beiter von den Kruppſchen Wohlfahrtseinrichtungen täuſchen,
ſondern es iſt auch noch die Bewegung der Gelben hinzu-
gekommen, deren Einfluß ſich bei den Kommunalwahlen und
auch bei den Landtagswahlen bemerkbar machte. Die Ein-
richtung einer Zentral-Bibliothek und von Filialen in ſieben
Landorten hat ſich bewährt. Daneben ſoll eine Wander-
Bibliothek eingerichtet werden. Die Jugendbewegung hatte
ſtark unter den polizeilichen und gerichtlichen Verfolgungen zu
leiden. Die Aufſtellung der Reichstagskandidaten wurde nach
lebhafter Debatte einer hierfür beſonders einzuberufenden
Kreisverſammlung übertragen.

Die Jahres konferenz des erſtenſchweigiſchen Reichstagswahlkreiſes
braun-
nahm am

Sonntag in Braunſchweig zur Maifeier folgende Reſolution
gegen vier Stimmen an: „Die Kreiskonferenz hält die Ar-
beitsruhe für die würdigſte Form der Maifeier und be-
ſchließt: Die Maifeier bleibt aufrecht erhalten, aber die Ge-
noſſen ſind verpflichtet, mit allen Kräften für die Durchführung
der Arbeitsruhe am 1. Mai zu wirken.“ Die Reſolution ſoll
ſowohl dem Landesparteitage wie auch dem deutſchen Partei-
tage unterbreitet werden.

Der Sozial demokratiſche Verein für den Wahlkreis
Fürſtentum Lippe tagte am Sonntag in Detmold. Be-
richtet wurde, daß die Zahl der Mitglieder im abgelaufenen
Geſchäftsjahre ſich von 1044 auf 1175 gehoben hat. Darunter
befinden ſich 87 weibliche Mitglieder. Die Zahl der Orts-
gruppen beträgt jetzt 30. Jn 16 Gemeinden wirken 39 unſerer
Vertreter. Von der Wahl eines Delegierten zum Parteitage in
Jena wurde Abſtand genommen, weil eine bevorſtehende Erſatz
wahl zum lippeſchen Landtage die finanziellen Mittel der
Organiſation in Anſpruch nimmt.

Volkswirtſchaftliches.
Entwicklung der Fleiſchpreiſe ſeit 1816.

Das Preuß. Stat. Landesamt veröffentlicht in der letzten
Nummer ſeiner Zeitſchrift eine intereſſante Ueberſicht über die
Entwicklung der Kleinhandelspreiſe für die wichtigſten Fleiſch-
ſorten in Preußen im Laufe von nahezu 100 Jahren. Wenn
auch die Preiserhebungsweiſe während der ganzen Zeit nicht
die gleiche geweſen iſt, ſo ſind doch die Abweichungen nicht ſo
groß, daß ſie die Vergleichbarkeit aufheben. Der Statiſtik zu-
grunde liegen bis zum Jahre 1908 ſämtliche Berichtsorte der
amtlichen preußiſchen Preisſtatiſtik, von 1909--1912 die 50 Be-
richtsorte der Statiſtiſchen Korreſpondenz. Die amtliche Stati-
ſtik gibt die Preiſe für jedes Jahr einzeln an. Wir haben der
beſſeren Vergleichbarkeit halder ſie zu zehnjährigen Perioden
zuſammengerechnet und nur für die letzten Jahre die Detail-
ziffern wiedergegeben.

Es betrugen die Preiſe im Kleinhandel für 1 Kilogramm
in Pfennig

2 Rind- Schweine- Kalb- Hammel-in den Jahren feefſch n Teiſch fleiſch

1816 1820 ö6 801821—1830 47 34
1831--1840 52 62 S e1841-—1850 37 71
1851 1860 731 92
1861 1870 87 1041871 1880 115 125 100 1091881 1890 117 124 103 1121891-—1900 125 130 120 122
1901-—1910 144 150 152 150

1911 167 140 187 1771912 181 167 197 186Die Steigerung iſt, wie man ſicht, eine enorme, auch wenn
man den geſunkenen Wert des Geldes in Betracht zieht. Be
reits das Jahrzehnt 1901--10 brachte gegenüber der Ausgangs-
poeriode mehr als eine Verdoppelung der Preiſe für Rind-
fleiſch, die in den beiden letzten Jahren nahezu zu einer Ver-
dreifachung geworden iſt. Nimmt man das Jahrzehnt 1821
bis 1830 als Ausgangspunkt, ſo kommen wir ſogar nahezu zu
einer Vervierfachung. Prozentual nicht ganz ſo enorm iſt die
Preiscerhöhung bei Schweinefleiſch geweſen, obwohl auch hier
ein Vergleich der Preiſe von 1912 mit denen des Jahrzehnts
1821--1830 mehr als eine Verdreifachung ergibt. Da die Pro-
duktionskoſten land wirtſchaftlichen Betriebes nicht an-
nähernd in dem gleichen Verhältnis gewachſen ſind, gleichzeitig
ſich aber auch die Produktibität durch Verwendung ſchneller
reifender Raſſen, geeignetere Fütterung uſw. bedeutend ge-
hoben hat, ſo ergibt ſich daraus eine enorme Steigerung der
Gewinne der Landwirte, ohne daß dadurch freilich ihre „Not-
leidenſchaft“ kleiner geworden wäre.

Ein Ramſch.
Bekannt iſt, daß den Zwiſchenhändlern ein vollgerüttelt Maß

Schuld an den hohen Fleiſchpreiſen trifft. Teilweiſe ſehr be
denklich iſt die Macht, die von den organiſierten Viehkommiſ-
ſionären ausgeübt wird. Das erhellt aus einem Rundſchreiben
des Verbandes rheiniſcher Genoſſenſchaften über eine Maß-
nahme des Vereins Kölner Viehkommiſſionäre. Danach iſt
den Anliefern von Schweinen angekündigt worden, daß ab
10. Mai von ihnen Prozent vom Bruttowert der verkauften
Tiere erhoben werden. Das macht bei einem Geſamtauftrieb
des Kölner Marktes von 400 000 Schweinen, bei 50 Pf. mehr
für das Stück, einen Geſamtbetrag von 200 000 Mk. aus, den
in Zukunft die Produzenten an die Viehkommiſſionäre mehr
zu zahlen haben. Daß dieſe bei der Entwicklung der Verhält-
niſſe bisher zu kurz gekommen wären, davon hat man bisher
noch nichts gehört. Wenn ſie den Verkäufern die Bedingungen
diktieren können, dann beweiſt das allerdings, daß ihre Ver-
kaufsgenoſſenſchaften nicht auf der Höhe ſtehen. Warum ſchal-
tet man den überflüſſigen Zwiſchenhandel nicht vollſtändig
aus

eegZereteeDie heutige Nummer umfaßt 8 Selten.

munenre

Seit vielen Jahren bin ich zum erſten-
mal wieder meine Schmerzen los.

Ein unvergleichliches Mittel.
Ein Herr aus Donaneſchingen berichtet: Als ich ſo plötzlich

Heilung von meinem Leiden erhielt, ſagte ich meiner Frau, daß
ich dieſes den Zeitungen mitteilen würde, wenn ich bis zum Ende
der Woche keine Schmerzen mehr haben würde, damit auch andere
Kranke hiervon erfahren würden. Es beſteht jetzt kein Zweifel
mehr darüber, daß ich geheilt bin. Geheilt, nachdem ich viele
Jahre hindurch Tag und Nacht die entſetzlichſten Schmerzen ge
habt habe. Was hätte es für mich bedentet, wenn ich von dem
Mittel, das mir half, eher gewußt hätte. Jch bin davon über
zeugt, daß es jeden Schmerz heilt, wenn er auf Hexenſchuß,
Jschias, Kopfſchmerzen u. dergl. zurückzuführen iſt. Kein Fall
hätte ſchlimmer ſein können, als der meinige!

Jch gebe daher jedem Leidenden den Rat, ſich aus der nächſten
Apotheke das überaus billige und unfehlbar wirkende Kephaldol
zu beſorgen. Dieſe Ausgabe wird Jhnen nie leid tun. Zwei
Tabletten auf einmal genommen, führen augenblickliche Erleichterung
herbei. Das Präparat iſt vollkommen harmlos, obwohl die Wir-

kung raſch und ſicher iſt. *869

des

Unsere Marime“
So A. AASM Z. A. G.
Gröss re deursche Ciqarerre
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Schon seit Jahren erfreuen sich unsere 95 Pfg.- Tage einer überaus grossen Beliebtheit, denn hier-

beginnen Donnerstug, den 19. Jun', worden s Uhr.

9 durch beweisen wir unserer Kundschaft immer wieder aufs Neue, dass Wir an
o s 2 TLeistungsfähigkeit unübertroffen dastehen.

n Unsere diesmaligen 95 Pfg. Tage werden alles bisher Dagewesene weit übertreffen!

(ittwoch nachm. 3 Uhr.hUVarverkauf
Beachten Sie bitte die 4seitige Inseratenbeilage in den morgen erscheinenden Nummern der

hiesi gen Tageszeitungen, sowie unsere sehenswerten Schaufenster-Dekorationen.
i

g K. z JAlle Sorten Hamsterfelle nan Licht iſt Macht. MakKulate n e C 45 kaufen Gebr. banglowiez, ſtelle dieſes legt egeben. Von wem, ſagt die TStühle 1528 767 Fiſcherplan 2. e Wie ſchütze ich mich vor zu zu haben in der Sononsenseha es Ruendrucohneovoi.
u i Karkem FamilienzuwachsSchränke B r r Die Verhätang der Konzeptien auf Danſes ſofdant ß 7 j

Wſ t Vertikos Triftſtraße 2. 42 Bottendor geſunde Art Zurückgekehrt vom Grabe mein.
zu früh dahingeſchieden. unver-z jeder Art win Spise e Möbeltransporte ben biit er 1. Juli ſuchen wir einen Preis (mit Anhang) 50 Pfg. geßlichen Mannes, unſ. Vaters, Zahlstelle

Zhes- m. Weinmiann Sernharbuſte Zuveriässigen Löne Ändeng 30 Sin nen wie ne Deutchlant en

v v allen enen, e nen eeeeeeeeeeeeeeeeeeoegoErozze Anwabl. Vilhgste Preise. Wohnungs- Anzeigen Zsitungs -Botsn. überreich mit z mee Nachruf!
Am 16. Juni ſtarb, infolge

Sia unſer Verbands

Aiut San
im Alter von 51 Jahren.Ehre ſeinem Andenken!
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 140 Halle (Saale), Mittwoch den 18. Juni 1913 24. Jahrg.

Auf den Wege zur Verſtändigung
Sofia, 17. Juni. Nach Mitteilung von zuſtändiger Stelle

iſt die Antwort auf den ſerbiſchen und griechiſchen Vorſchlag
über die Demobiliſierung heute überreicht worden. Die Ant-
wortnote erklärt, die Demobiliſierung nur für den Fall anzu-
nehmen, daß die Verbündeten einer gemeinſamen Verwaltung
der ſtrittigen Gebiete zuſtimmen.

Die Antwortnote iſt der Frkf. Ztg. zufolge wohl als der Aus-
gangspunkt der entſcheidenden diplomatiſchen Verhandlungen
zwiſchen Serbien und Bulgaren zu betrachten. Bulgarien gibt
ſeine Bedingungen für die Annahme des ſerbiſchen Vorſchlags
bekannt, nämlich, die Unterwerfung unter das Schiedsgericht
und die Zulaſſung bulgariſcher Beſatzungen in Mazedonien.
Erſteres bedeutet die formelle Löſung des Streites, letzteres ſoll
ſür die Durchführung der Note wirken. Nimmt Serbien beide
Bedingungen an, dann kann der Friede als geſichert betrachtet
werden. Andernfalls kommt es zum Kriege. Die Entſcheidung
muß binnen einer Woche, ſpäteſtens aber in zehn Tagen er-
tolgt ſein.

Meinungsverſchiedenheiten unter den Großmächten.
Wien, 16. Juni. Jn hieſigen politiſchen Kreiſen verlautet,

daß das Telegramm des Zaren an den ſerbiſchen, ſowie an den
bulgariſchen König unter den Großmächten eine Verſchieden-
heit der Auffaſſung darüber hervorgerufen hat, ob eine Feſt
ſetzung der Schritte wegen der Demobiliſierung der Balkan-
armeen noch irgendwelchen praktiſchen Zweck haben kann.
Jedenfalls habe die öſterreichiſchungariſche Monarchie nicht die
Abſicht, an dieſem Schritte, der bisher nur in Belgrad unter-
vwommen wurde, noch weiter teilzunehmen.
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Zur Ermordung Mahmud Schefket Paſchas
ſchreibt uns der Genoſſe Parvus u. a. noch aus Kon-
ſtantinopel: Die Mörder ſind durchweg anrüchige Per-
ſönlichkeiten, längſt bekannt als politiſche und gemeine Ban-
diten, Spieler, Revolverhelden, Erpreſſer. Daß ſie nicht auf
eigene Rechnung handelten, iſt ſicher. Beziehungen führen von
dieſen einerſeits zu einigen Männern der liberalen Partei,
andererſeits zu den früheren Anhängern Abdul Hamids. Wie
weit ſich da Poſitives nachweiſen läßt, wird die Unterſuchung
zeigen. Möglich, daß es zwei Kategorien von Anſtiftern gab:
jene, die das Geld zahlten und auch ſonſt aktiv mitwirkten, und
andere, die das Geld hergaben, das durch die Mittelsperſonen
zur Auszahlung gelangte. Dieſe letzteren, die von Anfang bis
zu Ende weit außerhalb der Schußweite blieben, werden kaum
auf die Anklagebank gebracht werden können. Man wird hier
wohl bis zu Ende auf Vermutungen angewieſen bleiben. So-
viel iſt ſicher, daß es nicht darauf abgeſehen war, ſofort
einen Regierungswechſel vorzunehmen. Der Plan ſcheint viel
mehr der geweſen zu ſein, mit den bedeutenden Männern der
jungen Türkei aufzuräumen, durch ſyſtematiſchen Terror eine
Unruhe zu ſchaffen und dadurch den Boden vorzubereiten zum
Regierungsantritt einer neuen Elique oder vielleicht auch zu
einer Jntervention der Großmächte.

Konſtantinopel, 17. Juni. Das Blatt Taswir-i-Eftiar
hehauptet, die Unterſuchung über den Mordanſchlag hat die
Mitſchuld Kiamil Paſchas, des Prinzen Sabah
Eddin und Scherif Paſchas erwieſen. Jn Kreiſen
der Pforte wird jedoch behauptet, daß die Meldung des
Blattes, ſoweit Kiamil in Frage kommt, falſch ſei. Dagegen
ſcheint der Verdacht gegen Sabah Eddin begründet zu ſein

Re vuternutiongle der Kunonenkönige.

Der Kriegsminiſter v. Heeringen hat im Reichstage den un-
glücklichen Verſuch gemacht, der Firma Krupp das Zeugnis
ausſtellen zu wollen, daß Deutſchland ihr ſo viel zu verdanken
habe. Jn Wirklichkeit hat dieſe Firma ſich niemals von an
deren Motiven leiten laſſen, als von denen eines möglichſt
hohen Gewinnes. Das Sprichwort, daß Geld nicht riecht, hat
ſelten jemand ſo gut verſtanden wie dieſe Blüte des inter-
nationalen Kapitalismus.

Die Firma Krupp, das muß ein für allemal feſtgeſtellt
werden, hat ſich niemals in der langen Zeit ihres Beſtehens
von irgendwelchen Rückſichten auf das Jntereſſe Deutſchlands
leiten laſſen. Kruppſche Kanonen haben Söhne des deutſchen
Volkes in China niedergemetzelt und Kruppſche Kanonen ſind
unmittelbar vor dem Kriege 1870 Frankreich angeboten
worden; Jahre ſind inzwiſchen verfloſſen, aber Krupp iſt ſich
treu geblieben.

Doch nein, er hat ſich vervollkommnet, er hat von der Kon
kurrenz gelernt. Die Lorbeeren, die ſich ſeine Kollegin, die
Firma Schneider u. Cie., in der Plünderung des franzöſiſchen
und anderer Staatsbudgets erworben hat, haben ihn nicht
ſchlafen laſſen. Der eine wollte mehr Geld verdienen als der
andere, ſie unterboten ſich und kamen ſchließlich zur Erkennt-
nis, daß ſie auf falſchen Wegen wandelten. Jm Jntereſſe
ihrer und anderer Nationen ſchloſſen ſie deswegen ein Bünd-
nis. Und in ihrer Begeiſterung für die Verbrüderung der
Völker, für den wahren Jnternationalismus, riefen ſie die
anderen, noch abſeits ſtehenden, die von England und von
Amerika hinzu. So wurde das Schutz und Trutzbündnis ge-
ſchloſſen, das den Edlen ihrer reſpektiven Nationen von nun
an die Sicherheit gab, unter ſich ungeſtört den Raub zu teilen.

Auf Grund einwandfreier und nicht widerlegter Jnfor-
mationen hat unſer franzöſiſcher Genoſſe Morizet feſtgeſtellt,
daß es im November 1899 war, als ſie ſich zuſammenfanden,
um den Vertrag zu beſiegeln. Das Geheimnis der Verſchwo-
renen konnte leicht bewahrt werden, denn ſie waren nicht zahl-
reich. Sie bildeten vier Gruppen:

1. Die deutſche Gruppe, nämlich Krupp und die
Aktiengeſellſchaft der Dillinger Hüttenwerke;

2. Die franzöſiſche Gruppe: Schneider u. Cie.
(Le Creuſot), Marine-Homévourt (Saint-Chamond) und
Chätillon-Commentry;

3. Die engliſche Gruppe: Vickers, Maxim, Cammel
Laird, John Brown;

4. Die amerikaniſche Gruppe: Carnegie, Bethleem.
Für jede dieſer vier Gruppen wurde ein Haupt befſtimmt,

Krupp für Deutſchland, Schneider für Frankreich, Vickers für
England; Amerika ließ ſich gleichfalls durch Vickers vertreten

Der in der Ausbeutung erfahrenſte war Schneider von
Ereuſot. Eine lange Praxis in ſeinem Lande hatte ihn ge
lehrt, mit dem geringſten Aufwand von Kraft die höchſte
Leiſtung vom Staatsbudget zu erreichen. Hatte er doch er
folgreich, bevor er ſich dem Jnternationalismus zuwandte, die
Organiſation der nationalen Verteidigung in die Hand ge-
nommen! Wie hatte er es verſtanden, unter den Mitgliedern
eines franzöſiſchen Konſortiums die Lieferungen von Panzer-
platten zu verteilen! Auf Grund ſeiner Erfahrungen wurde
er zum Oberhaupt, zum Sekretär ernannt.

Der Vertrag war ſehr einfach und wurde in gewiſſenhafter
Weiſe innegehalten. Wurde von irgendeinem Staate ein Auf-
trag ausgeſchrieben, ſo ſetzte das Sekretariat einen „Standard
price“, einen Normalpreis feſt. Bei Beginn des Wirkens der
Kanoneninternationale wurde alsdann einer der Mitverſchwo-
renen durch das Los beſtimmt, ein Gebot abzugeben, das etwas
höher als der „Standard price“ war. Später wurde die
Reihenfolge der ſich Bewerbenden im voraus feſtgeſetzt. Die
anderen Firmen mußten mit höheren Preiſen und längeren
Friſten ſubmiſſionieren. Nachdem das Geſchäft zuſtande ge-
kommen iſt, wird nach den Beſtimmungen des Vertrags der
Verdienſt geteilt. Jede Gruppe muß für die von ihren Mit-
gliedern erhaltenen Lieferungen 30 Prozent des Betrages dem
Sekretär, Herrn Schneider, abliefern. Alle drei Monate wird
der Ertrag unter ſämtliche Mitglieder verteilt, und zwar er-
hielten hiervon anfangs die franzöſiſche und engliſche Gruppe
je drei Zehntel, die deutſche und amerikaniſche Gruppe je zwei
Zehntel. Jnnerhalb der Gruppen fand eine weitere Verteilung
durch die Häupter jeder Gruppe, in Deutſchland alſo durch
Krupp ſtatt.

Jm Jahre 1902 trat die Geſellſchaft Armſtrong in Neucaſtle
der Vereinbarung bei. Der Anteil der engliſchen Gruppe
wurde von drei Zehntel auf vier Elftel erhöht.

Das Jahr 1905 ſah das engliſche Haus Beardmore Mitglied
werden und England nahm für ſich einen Anteil von fünf
Zwölftel in Anſpruch.

Auch Amerika machte Fortſchritte. Jm Jahre 1907 wurde
die Firma Midvale Steel zugelaſſen und man reſervierte den
Amerikanern nunmehr ſämtliche Lieferungen für den neuen
Kontinent. Die gemeinſame Kaſſe erhielt von ihnen nur noch
die Beträge aus ihren Lieferungen nach Europa.

Mit dem 30. April dieſes Jahres ging der Vertrag zu Ende.
Von neuem wird eine in den Annalen des Jnternationalis-
mus denkwürdige Zuſammenkunft ſtattfinden. Krupp von
Deutſchland, Schneider von Frankreich, Vickers von England
werden ſich wiederum einfinden, ſich die Hände ſchütteln und
verſtändnisinnig über diejenigen lachen, die nicht alle werden
und die ihnen die Taſchen füllen. Und ſie werden dieſes Mal
auch noch italieniſche und japaniſche Panzerplatten- und
Kanonenpatrioten in ihren Bund aufnehmen. Acht Tage ſpäter
aber wird Herr v. Heeringen dem andächtig zuhörenden Volke
wiederum erzählen, was es alles dem Hauſe Krupp zu ver-

danken habe und wie dieſe patriotiſche Kanonenfabrik nur zum
Nutzen der deutſchen Nation arbeitet.

Der 10. Genoſſenſchaftstag.
k. v. Dresden, 16. Juni 1913.

Jn dem großen, auf das prächtigſte ausgeſchmückten ſtädti-
ſchen Ausſtellungspalaſt trat am Montag nachmittag der zehnte
deutſche Genoſſenſchaftstag zuſammen. Er iſt von etwa 1000
Perſonen beſucht.

Als Gäſte ſind u. a. erſchienen als Vertreter des ſächſiſchen
Miniſteriums des Jnnern Regierungsrat Dr. Kuppert, drei
Vertreter des Dresdner Stadtverordnetenkollegiums und Ver-
treter der däniſchen, öſterreichiſchen, ſchwediſchen, ruſſiſchen,
franzöſiſchen, engliſchen, ſchweizeriſchen, belgiſchen und ita-
lieniſchen Konſumvereine und des internationalen Genoſſen-
ſchaftsbundes. Der Genoſſenſchaftstag wird von Konrad
Barth eröffnet. Die Leitung der Tagung übernehmen
Barth, Lorenz und Petzold.

Fräsdorf- Dresden begrüßt die Verſammlung im Namen
des Konſumvereins Vorwärts- Dresden. Er erinnert an die
Gründungsverſammlung in Dresden vor zehn Jahren, nach-
dem in Kreuznach geſchieden wurde, was nicht zuſammengehört.
Die damals die moderne Konſumgenoſſenſchaften ausſchloſſen,
erwieſen ſich als die Kraft, die das Böſe will und ſtets das
Gute ſchafft. Seit jener Zeit haben ſich die Genoſſenſchaften
gewaltig entwickelt zum Segen der Mitglieder und der An-
geſtellten, denen vorbildliche Arbeitsbedingungen geboten wer-
den konnten. Gleichzeitig mit der Tagung kann die Genoſſen-
ſchaft Vorwärts, die alle Konſumvereine Dresdens mit einer
einzigen Ausnahme in ſich aufgenommen hat, ihr 35 jähriges
Beſtehen feiern. Der Verein hat eine prächtige Entwicklung
genommen, er zählt 60 000 Mitglieder, hat 117 Verkaufsſtellen
und einen Umſatz von 24 Millionen Mark und er ſtützt ſich
außer auf die ſichere Grundlage eines feſten Kapitals auf den
beſten Reſervefonds, das unbedingte Vertrauen der Mitglieder.
(Bravo!) Wir gedenken heute der Gründer des Vereins.
Wenn auch die Vereine keine Politik treiben und ſie weder
treiben dürfen noch wollen, ſo haben ſie keinen Anlaß zu
irgendwelcher Hyperneutralität, zu keinem Abrücken von denen,
von deren Fleiſch und Blut wir ſind und bleiben. Wir wollen
treu zu ihnen halten, die allein in der Lage ſind, die Feſſeln
zu zerſchlagen, die man der Genoſſenſchaftsbewegung anlegen
könnte. (Lebhafter Beifall!l) Auch in Dresden iſt die rohe
Umſatzſteuer eingeführt worden; aber durch einen Landtags
beſchluß iſt dieſe für die Zukunft unmöglich gemacht worden
und wo ſie in Sachſen beſteht, muß ſie ſpäteſtens 1924 beſeitigt
werden. Möge auch ſonſt in Deutſchland den Gegnern der
Genoſſenſchaftsbewegung ihre Unterdrückungsarbeit unmöglich
gemacht werden! (Lebhafter Beifall!)

Barth gedenkt darauf in warmen Worten der verſtorbenen
Förderer der Genoſſenſchaftsidee, namentlich des ſo früh ver-
blichenen Vorſitzenden des Zentralverbandes Max Radeſtock.
Die Verſammelten ehren das Andenken der Toten.

Es folgen darauf eine Reihe Begrüßungsreden der er-
ſchienenen Gäſte. Oberpoſtaſſiſtent von Lindner begrüßt
die Tagung im Auftrage des Dresdner Stadtverordneten-
kollegiums. Er betont den Wert der Konfumgenoſſenſchaften
für die feſtbeſoldeten Angeſtellten und wünſcht der Tagung
beſten Erfolg.

Für den Jnternationalen Genoſſenſchaftsbund und die
ſchweizeriſchen Konſumvereine ſpricht Angſt (Schweiz). Jn
ſeinen Ausführungen weiſt er auf die Anſtrengungen der Ge-
noſſenſchaften in der Schweiz hin, die u. a. eine Schuhfabrik
und die größte Mühle der Schweiz beſitzen und auch ſchon die
Einrichtung einer Volksfürſorge erwogen haben.

Serwy- Belgien überbringt den Dank der belgiſchen Ar-
beiter für die Unterſtützung, die ihnen die deutſchen Arbeiter
bei ihrem erfolgreichen Generalſtreik angedeihen ließen. Er
ſchildert die intereſſante Zuſammenſetzung der belgiſchen Ge-
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noſſenſchaften, die ſich weſentlich in den Dienſt politiſcher Be
ſtrebungen geſtellt haben. Mit Nachdruck weiſt er auf die Be
deutung hin, die die Konſumgenoſſenſchaften im letzten Gene
ralſtreik gezeigt haben.

Federſen- Kopenhagen gibt ein Bild von der däniſchen
Genoſſenſchaftsbewegung, die ſich auszeichnet durch ſtarke
Agrarwirtſchaft, die auch ſchon eine Heilanſtalt für Bruſt-
kranke errichten konnte. Die däniſche Genoſſenſchaftsbewegung
iſt vollkommen neutral und vereinigt in ſich alle Parteien.

Rowſell- Mancheſter feiert die hohe Bedeutung der Ge-
noſſenſchaftsidee, die nach Robert Owen die Arbeiter zu Herren
der Jnduſtrie machen, die Emanzipation der Arbeiter und den
Frieden der Völker herbeiführen ſoll. Die engliſchen Genoſſen-
ſchaftler begreifen, daß ihrem Beiſpiel auf dem Kontinent
nachgeeifert worden iſt.

Johns- Mancheſter zeichnet die vorbildliche Entwicklung
der engliſchen Großeinkaufsgeſellſchaft, die jetzt einen Umſatz
von 600 Millionen Mark hat, der zu einem Viertel aus der
Eigenproduktion ſtammt und weit über 2 Millionen Mitglieder
umfaßt.

Hélés- Paris begrüßt in den deutſchen Arbeitern die
Meiſter und Lehrer in der Organiſation. Jn Frankreich iſt
im letzten Jahre die Einigung zwiſchen den ſozialiſtiſchen und
den neutralen Genoſſenſchaften vollzogen worden. Dadurch
werde die Bewegung gewiß ſtark gefördert werden. Er hofft,
daß der Gegenſatz zwiſchen dem deutſchen und dem franzöſiſchen
Volke beſeitigt werde im Sinne des Sozialismus.

Hackl-Kamnitz bringt die Grüße der öſterreichiſchen Ge-
noſſenſchaftler.

Umbreit- Berlin ſpricht die Wünſche der Generalkom-
miſſion und der vertretenen Gewerkſchaften aus. Die Ge-
noſſenſchaftsbewegung iſt wie die Gewerkſchaftsbewegung dem
fruchtbaren Boden der Arbeiterklaſſe entſprungen. Das Ziel
beider Organiſationen weiſt ſie aufeinander hin. Beide ſtützen
einander und haben ſich gegenwärtig im paritätiſchen Zu-
ſammenwirken zu unterſtützen. Und in dieſer Hinſicht iſt ſchon
vieles geſchaffen worden, als letzte Frucht die Volksfürſorge.
Möge ſie den Gegnern zum Trotz groß und mächtig werden!
(Beifall.) Wir zweifeln nicht daran, daß auch das weitere
Zuſammenarbeiten fruchtbar ſein wird.

Ueber den Jnter nationalen Genoſſenſchafts-
tag, der im Auguſt in Glasgow abgehalten wird, ſpricht
Kaufmann- Hamburg. Er berichtet über die geplanten
Veranſtaltungen und macht Mitteilungen über die Verſchie-
bungen in der Zuſammenſetzung des internationalen Bundes.
Die deutſchen Genoſſenſchaften werden fünf Vorſtandsſitze er-
halten, von denen eventuell einer an die Baugenoſſenſchaften
abgetreten werden ſoll, keinesfalls aber den Genoſſenſchaften,
die ſich als Zerſplitterer der Bewegung erwieſen haben. Dem
Kongreß ſoll eine Reſolution für den Völkerfrieden und gegen
die Rüſtungen eingebracht werden. (Beifall.)

Die Sitzung wird mit einem Hoch auf den Jnternationalen
Genoſſenſchaftsbund geſchloſſen.

Gewerkſchaftliches.
Boruſſiſches von der deutſch-ſchweizeriſchen Grenze.
Aus der Schwei z wird der L. V. geſchrieben: Einen großen

„Erfolg“ haben deutſche Poliziſten und Gendarmen an der
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badiſch-ſchweizeriſchen Grenze „errungen“. Jhr eifriges Be-
ſtreben, die arbeitswilligen Färber zu „ſchützen“, hat zu Zu-
ſammenſtößen mit den Streikenden geführt. Bereits am Frei-
tag abend ſah es in den Grenzgebieten aus, als wäre der Be
lagerungszuſtand verhängt, obwohl die Streikenden ſich ruhig
verhielten. Einzig in der Stadt Baſel, wo die Unternehmer
durch Lügenmärchen ſchlimmſter Art die Regierung ſcharf ge-
macht und die Poliziſten gegen die Streikenden aufgeſtachelt
hatten, erreichten die Scharfmacher ihren Zweck; dort wurden,
weil es ihnen die deutſchen Poliziſten ſeit Wochen ſo vorgemacht,
die Poliziſten als Schutztruppe der Streikbrecher aufgeboten, die
die Streikbrecher nach Hauſe zu begleiten hatte. Dadurch ent-
ſtand der übliche Auflauf, höhniſche Worte flogen hinüber und
herüber, und das machte auch in Baſel die Poliziſten nervös:
als ſie Freitag wiederum ihre Lieblinge begleiteten, hieben ſie
gleich nach den erſten Rufen wie toll in die Menge ein, trieben
die Fliehenden vor ſich her, ſchlugen im Laufen auf
Männer, Frauen und ſogar Kinder ein und gebär-
deten ſich genau ſo, wie die Unternehmer es gewünſcht.

Wie der Baſeler Vorwärts feſtſtellt, ſind ſogar Kinder, die
hingefallen waren, von den Poliziſten mit Säbeln
gehauen worden, ſind mehreren Unbeteiligten, die ruhig
dem aufreizenden Transport der Streikbrecher zuſchauten,
Schädel, Hände und Rücken zerſchlagen worden! Die ganze
Stadt iſt erregt und wütend über den Einzug preußiſcher Ma
nieren in der „freien“, von einem ſozialdemokratiſchen Präſi-
denten regierten Stadt.

Was aber tat die Baſeler Regierung, als ſie von dieſen
Schandtaten hörte? Sie gab dem Drängen der in Schwulitäten
kommenden Färbereibeſitzer nach, ließ die Polizei verſtärken
und bereitete noch in derſelben Nacht das Militärauf-
gebot vorl!!! (Die „freie“ Schweiz kann alles, nur keinen
Streik vertragen Sie verfügte, daß ſich ſofort zwei Kom-
pagnien des Bataillons 97 auf Pikett zu ſtellen, d. h. zum ſo
fortigen Ausmarſch gegen die Streikenden bereit zu ſtellen
hätten! (Der ſozialdemokratiſche und ein bürgerlicher Miniſter
ſtimmten dagegen.) Und nun kommt das beſte: Dieſe Mobil-
machung der Milizen wirkte anſteckend oder ermunternd auf die
deutſchen Behörden, und noch in derſelben Nacht wurde auf
deutſcher Seite verfügt, daß ſich Montag früh zwei Kompagnien
Jnfanterie mit Maſchinengewehren (l) nach
Friedlingen zu begeben haben, um die „Ordnung“ aufrecht zu
erhalten. Und kaum, daß dies auf elſäſſiſcher Seite bekannt ge
worden war, da mobiliſierte man auch dort: eine elſäſ-
ſiſche Schwadron Dragoner erhielt Befehl, ſich
für Montag früh ebenfalls bereit zu halten!
Heute alſo, am „Jubeltage des deutſchen Kaiſers“,
rücken deutſche Soldaten gegen deutſche Arbeiter aus, um
deutſche Fabrikanten, die ſich hungernden Textilarbeitern gegen
über aufreizend benehmen, zu ſchützen! Da die Baſeler Bevöl-
kerung ſich das, wie der Baſeler Vorwärts mitteilt, nie und
nimmer gefallen laſſen, ſondern alle Mittel dagegen erſchöpfen
wird, ſo iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die blutigen Vorkommmiſſe
vom Freitag am Montag in verſchlimmertem Maße ſich wieder
holen werden.

Lohnbewegung auf den Seeſchiffswerften.
Die Arbeitsverhältniſſe auf Werften ſind noch viel

weniger geregelt, als die in ve denen anderen Betrieben.
Von Vereinbarungen, wie ſie e Arbeitergruppen ſchonlängſt haben, weiß man auf ften noch nichts. C



die letzte größere Bewegung der Werftarbeiter im re 1910
hat keine befriedigende Regelung der Arbeitsverhältniſſe gebracht. Es wurden zwar die Viff renzen nach längerem
Kampfe durch Verhandlungen von Organiſation zu Organi
ſation ſoweit reaeßlisen. daß der f aufgehoben wurde,
aber die erwartete Regelung iſt nicht entfernt eingetreten.

Es iſt nach der Lohnbewegung von 1910 zu einem euhbigen
Verhältnis auf den Werften eigentlich nicht gekommen, es hat
eine ganze Anzahl Differenzen zwiſchen den Arbeitern und den

Betriebsleitungen gegeben, denen in der Hauptſache die zuniedrig angeſetzten Etſtellun slöhne, die ungeregelte Akkor

frage, die Ueberzeitarbeit und die Handhabung der Beſtim
mungen über die Arbeiterausſchüſſe zugrunde lagen. Die Ar-
beiter wünſchen, daß dieſe Regelung herbeigeführt wird. Sie

ſind zu dieſem Zwecke durch ihre Organiſation mit beſtimmten
Vorſchlägen an die Werften herangetreten.

Die Forderungen der Werftarbeiter ſind in der Hauptſache
Die tägliche Arbeitszeit ſoll 9, an den Sonnabenden in
Hamburg 7 und auf den Werften an anderen Orten 8 Stunden
betragen. Bis jetzt beſteht noch auf den Hamburger Werften
die ö5 ſtündige, auf den anderen Werften die 66 ſtündige
wöchentliche Arbeitszeit. An den Tagen vor den hohen Feſten
ſoll eine weitere Verkürzung der Arbeitszeit eintreten.

Eine, nach den örtlichen Verhältniſſen bemeſſene Sr-
höhung der Einſtellungslöhne bis zu 8 Pfg. pro
Stunde. Die Erhöhung iſt einſchließlich des Lohnausgleichs
für Verkürzung der Arbeitszeit gedacht. Feſtſetzung der Ein-
ſtellungslöhne für Minderjährige. Der Einſtellungslohn ſoll
nur vorübergehend in Anwendung kommen, deshalb ſoll nach
vierwöchentlicher Beſchäftigung die Erhöhung und Feſtſetzung

des eigentlichen Lohnes mit dem Arbeiter vereinbart werden.
Der Betrag, um den der Stundenlohn erhöht werden

ſoll, iſt ebenfalls nach den örtlichen Verhältniſſen bemeſſen und
ſchließt auch den Ausgleich des Lohnes für Verkürzung der
Arbeitszeit in ſich. Die verlangte Erhöhung bewegt ſich bis
zu 7 Pf. pro Stunde.

Die Entſchädigung für Ueberzeitarbeit iſtheute ſehr verſchieden. Aehnlich verhält es ſich mit der
Bezahlung der Nachtarbeit und der Wechſelſchicht.

Die Vorſchläge zur Regelung der Akkordarbeit gehen dahin,
daß es dem Arbeiter ermöglicht wird, unter den gegebenen
Verhältniſſen auch einen angemeſſenen Akkordüberſchuß er
zielen zu können. Wenn der Akkord zu niedrig kalkuliert iſt,
ſoll dem Arbeiter ein Einſpruchsrecht zuſtehen.
Den Einrichtungen zum Schutze von Geſund-

heit und Leben wird in den Forderungen beſondere Auf-
merkſamkeit zugewendet. Die Unfallgefahr iſt im modernen
Schiffbau recht groß. Das Erſuchen der Arbeiter, ihnen das
Recht zuzugeſtehen, Vorſchläge für die erforderlichen Einrich-
tungen zu machen, iſt durch die verſchiedenen Vorfälle be-
gründet.

Schließlich wünſchen auch die Arbeiter einen Ferien-
urlaub unter Fortzahlung des Lohnes. Es iſt wohl das
erſtemal, daß die Werftarbeiter mit dieſer Forderung an die
Unternehmer herantreten. Sie iſt durchaus zeitgemäß. Die
Einrichtung iſt übrigens keine Neuerung mehr, in vielen
en und Privatbetrieben hat ſie bereits Eingang ge-
unden.
Soweit der weſentlichſte Jnhalt der Forderungen, die den

Werften am Dienstag, den 17. d. M., zugehen. Vertreten
werden die Forderungen von den auf Werften beteiligten freien
Gewerkſchaften, denen ſich die Hirſch-Dunckerſchen Gewerk
vereine angeſchloſſen haben. Vieles, was in den Forderungen
enthalten iſt, bedeutet ja weiter nichts als eine Regelung im
Arbeitsverhältnis und kann, ohne nennenswerte Aufwendungen
zu verurſachen, von den Werften erfüllt werden. Es wäre alſo
zu wünſchen, daß bei den vorausſichtlich ſtattfindenden Ver
gen zwiſchen den Parteien ein friedlicher Abſchluß er-
zielt wird.

Der Generalſtreik in Mailand.
Die Behörden haben, wie es in einer Meldung ſo ſchön heißt,

„alle Maßregeln getroffen, um „die Ordnung“ aufrecht zu er
halten“. Nach einer Verſammlung kam es zu einem Zuſammenſtoß
zwiſchen Streikenden, Polizei und Militär, wobei ein Leutnant
verwundet und mehrere Soldaten durch Steinwürfe und Stock-
ſchläge verletzt wurden. (Wieviel aber Streikende verletzt wurden,
das verſchweigt die Meldung ſchamhaft!) Die Menge wurde
ſchließlich „anseinandergetrieben“ und mehrere Verhaftungen
vorgenommen. Der Straßenbahnverkehr wurde nach 6 Uhr abends
eingeſtellt und ruht nun vollſtändig.

Soziales.
Schulkinderſpeiſung.

Eine unſägliche Fülle des Elends deckte vor einigen Jahren
die bei den Rektoren der Berliner Volksſchulen veranſtaltete
Umfrage auf, die ergab, daß 14 500 Berliner Schulkinder regel-
mäßig zu Hauſe kein warmes Mittageſſen erhielten und daß
von dieſen Kindern 835 auch am Abend ohne warme Mahlzeit
blieben, während bei weiteren 5008 dies wenigſtens häufig vor
kam. Und ergänzt wurden dieſe traurigen Ziffern durch die
einer vom Verein für Kindervolksküchen im gleichen Jahre
(1907) veranſtalteten Erhebung, die ergab, daß in Berlin täg-
lich 14 000 Kinder ohne Frühſtück waren, darunter 9904 ſchul-
pflichtige.

Die Notwendigkeit eines Eingreifens gegenüber dieſen Zu
ſtänden, die ja auch auf die Lernfähigkeit der Kinder den

ſchlimmſten Einfluß haben mußten, lag auf der Hand und ſo
bewilligte denn die Stadt die Mittel, die notwendig waren, um
für die Kinder, die regelmäßig überhaupt keine warme Mahl-
zeit erhielten und für die Hälfte von denen, bei denen dies
öfters der Fall war, Eſſen zu beſchaffen. Die Stadt ſetzte ſich
zu dieſem Zwecke mit dem Verein für Kindervolksküchen in Ver-
bindung, dem für jede Mahlzeit ein Zuſchuß von 10 Pfg. be
willigt wurde. Mit der Speiſung wurde am 1. Februar 1908
begonnen; es zeigte ſich jedoch im Laufe des folgenden Winters,
daß nicht für 3400 Kinder, wie urſprünglich angenommen, ſon
dern für 4600 zu ſorgen war. Dieſe Zahl wurde den ſpäteren
Bewilligungen zugrunde gelegt. Der Zuſchuß mußte aber 1909
auf 100 000 Mk. erhöht werden, da der Verein für Kindervolks-
küchen einen Zuſchuß von 11 Pfg. pro Portion als notwendig
bezeichnete. Jn den Etat von 1910 wurden dann 120 000 Mk.
und in den für 1911 130 000 Mk. eingeſtellt, da in dieſem Jahre

die Speifung auch auf die Ferien ausgedehnt wurde.
Jm Etatsjahr 1912 fand dann eine weitere Ausdehnung der

Einrichtung ſtatt. Es wurden in dieſem Jahre durchſchnittlich
6100 Kinder täglich (mit Ausnahme der Sonntage) geſpeiſt:
der Zuſchuß an den Volksküchenverein wurde auf 12 Pfg. er
höht, weil nach den Ermittlungen des ſtädtiſchen Unter
ſuchungsamtes der Fettgehalt der Mahlzeiten nicht genügend
war. Ferner wurden in dem genannten Jahre noch 600 Pfleg-
lingen der Lungenfürſorge, Säuglingsfürſorge und ſonſtiger
Fürſorgeeinrichtungen gänzlich koſtenfrei und weiteren 800
Kindern gegen Zahlung von 10 Pfg. warmes Mittageſſen ge
währt. Eltern, die infolge ihrer Beſchäftigung ihren Kindern
kein warmes Mittageſſen geben können, aber auch die Speiſung
mit ſtädtiſcher Unterſtützung nicht wünſchen, können nämlich
gegen eine Zahlung von 10 Pfg., ohne daß dabei die Bedürftig-
keit geprüft wird, ihre Kinder zum Eſſen in die Kindervolks-

ſchicken.

Das hier Geleiſtete und
Ausgebikdete

o kurzer Zeit zu relativer Voll
t jedenfalls Anerkennung und

l

läßt den Wunſch rege werden, daß alle anderen Städte, die ſich
bis jetzt noch nicht zur Kinderſchulſpeiſung entſchloſſen haben,
dem guten Beiſpiel bald nachfolgen werden. Uebrigens wird
demnächſt ein eingehender Bericht über die Erfolge und Er
fahrungen der erſten fünf Jahre der Schulſpeiſung in Berlin
erſcheinen.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 17. Juni 1918.

Parteiverſammlung.
Genoſſinnen und Genoſſen! Der nationale Rummel, der in

dieſen Tagen in Stadt und Land umgeht, hat ein lebhaftes Jntereſſe
dafür erweckt, einmal vom ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus
dieſe patriotiſchen Zuckungen zu beſprechen. Jn dem Genoſſen
Pieck, vom ZentralBildungsausſchuß in Berlin, iſt ein geeigneter
Redner gefunden, der am Donnerstag in der Mitgliederverſamm
lung des Sozialdemokratiſchen Vereins das Befreinngskampf
Jnbilänm behandeln wird.

Genoſſinnen und Genoſſen! Kommt zahlreich zu dieſer aktuell
geſtalteten Verſammlung.

Die Junker bezahlen nichts
Wie ſich Agrarier von der Einkommenſteuer drücken.

In unſerem geſtrigen, unter dieſer Ueberſchrift veröffentlich
ten Artikel wurde gezeigt, in welcher Weiſe es die Junker und
deren treue Knappen es verſtehen, trotz allen Patriotismus ſich
von der Zahlung des Wehrbeitrages zu drücken. Heute ſoll, wie
angekündigt, nachträglich auf Grund eines in Nr. 222 der Halle
ſchen Zeitung erſchienenen Artikels nachgewieſen werden, daß
es den Junkern, die es verſtehen, ein Leichtes iſt, ſich auch von
der Einkommenſteuer zu drücken. Den Agrariern, die bisher
ehrlich genug waren, ihr Einkommen zu verſteuern, hilft näm
lich in dem erwähnten Artikel die vornehme, über alles Klein-
liche erhabene Halleſche Zeitung auf die Schliche, damit ihre
agrariſchen Freunde nicht mehr ſo „dumm“ ſein ſollen, Steuern
zu bezahlen. Dieſe Pflicht überlaſſen ſie bekanntlich am liebſten
denen, die nicht alle werden.

Jn dem zitierten Artikel entrüſtet ſich das Blatt aufs höchſte
darüber, daß es ſchlechte Menſchen gibt, die die junkerlichen
Steuerhinterziehungen beim richtigen Namen nennen, das
komme aber daher, daß dieſe Nörgler „mit den Grundſätzen der
Einkommenſteuerveranlagung und den ihr zugrunde liegenden
Verhältniſſen nicht vertraut“ ſeien. Nach dieſen Grundſätzen
finde nicht mehr wie früher eine Feſtſetzung der Steuer durch
Schätzung, ſondern eine Veranlagung nach dem „wirklichen“
Einkommen ſtatt. Um aber das tatſächliche Einkommen feſt-
ſtellen zu können, müſſe man „ordnungsmäßig“ geführte Bücher
haben. Das von der preußiſchen Junkerkammer geſchaffene
preußiſche Einkommenſteuergeſetz iſt nämlich ein gar kurioſes
Ding mit vielen grauſamen Fallen für die Arbeiter
und ebenſo vielen Hintertüren für die Junker, durch
die ſie nach Belieben dem Steuerexekutor bequem entwiſchen
können.

Jeder Arbeiter muß das tatſächliche Einkommen auf Heller
und Pfennige verſteuern, das er im verfloſſenen Jahre gehabt
hat, gleichviel, ob es durch lange Ueberſtunden oder durch die
Fron ſeines Weibes oder ſeiner Kinder zuſammengebracht
worden iſt. Es iſt ſogar noch ſchlimmer. Jſt er im Laufe des
vorhergegangenen Jahres länger als 10 Wochen arbeitslos
geweſen, ſo daß ſich ſein Einkommen dadurch verringert hat,
ſo kann ihm ſogar das mutmaßliche Einkommen des näch-
ſten Jahres angerechnet werden, obwohl gar nicht voraus-
zuſehen iſt, ob er es auch wirklich verdient. Für einen Arbeiter
kann es alſo kein Entrinnen geben. Er muß jeden
Pfennig eher mehr als weniger verſteuern. Anders bei
den Junkern.

Für ſie fieht das Geſetz die Beſtimmung vor, daß der Gewinn
oder Verluſt der letzten drei Jahre zuſammengeſtellt werden
kann, und aus dem Durchſchnitt dieſer Periode kann ſich dann
jeder den verſteuerbaren Gewinn „herausrechnen“. Um ſeinen
Leſern die Sache „richtig klar zu machen, ſtatuiert die Halleſche
folgendes Exempel: Sie nimmt an, daß das Geſchäftsjahr
1911-12 jedem Grundbeſitzer einen Verluſt von 50 Mk. pro
Morgen gebracht hat. Für die Jahre 1909-10 und 1910-11 ſetzt
ſie einen Gewinn von 25 Mk. pro Morgen an. Das für das
Steuerjahr 1913 zu verſteuernde Einkommen würde ſich dem-
nach wie folgt geſtalten: Verdienſt in den Betriebsjahren
1909-10 und 1910-11 pro Morgen 25 Mk. X 2 50 Mk. Verluſt
im Jahre 1911-12 50 Mk., verſteuerbares Einkommen dem
nach Nullkommanichts. Nun kann es aber vorkommen, daß drei
gute Jahre hintereinander kommen, und die Junker könnten
Gefahr laufen, Steuern zahlen zu müſſen. Das wäre aber ja
gelacht. Wer „richtig“ rechnen kann, dem kann ſo etwas nicht
paſſieren. Jhm wird ſich ſtets Gelegenheit bieten, durch größere
Abſchreibungen, Verluſt an Vieh, oder durch Nichtbearbeitung
von „Unland“ ſein Vermögen ſo zu deklarieren, daß er ſtets
unter dem ſteuerpflichtigen Einkommen bleibt. Um ihren
Leſern jedes Gefühl der Beklemmung zu nehmen, ſchreibt die
Halleſche ausdrücklich im Sperrdruck:

Es entſpricht deshalb vollſtändig den geſetzlichen Be
ſtimmungen und tatſächlichen Verhältniſſen, wenn
größere Landwirte, die ordnungsmäßig Buch führen, in
dieſem Jahre kein oder nur ein geringes Ein
kommen verſteuern.

Wir möchten nun das liebliche Beiſpiel noch ein wenig
deutlicher geſtalten und ſtellen ſinngemäß feſt, daß wenn die
Agrarier nun in den beiden, dem ſchlechten Jahre folgenden
Jahren wieder die gewohnten Ueberſchüſſe von 25 Mk. pro
Morgen machen, ſie nach den Durchſchnittsrechnungen drei wei
tere 2 Jahre hindurch keine Steuern zu zahlen
brauchen. Und inzwiſchen wird ſich ſchon wieder ein neuer
Trick finden

So ſieht alſo das von ihnen ſelbſt und nur in ihrem Jntereſſe
geſchaffene Steuergeſetz aus, auf Grund deſſen die nationalen
Junker ſich jedesmal auf drei Jahre überhaupt kein ſteuerpflich
tiges Einkommen herausrechnen. Jeder „Verſtändige“ kann ſich
danach ein Bild davon machen, wie traurig es in den Schlöſſern
und großen Landſitzen unſerer armen Agrarier ausſieht. Sollte
es aber trotzdem noch Nörgler geben, die an diefer Armut zwei
feln, ſo verweiſen wir darauf, daß die Junkerſöhne leider nur
als Offiziere dienen können. Wir verweiſen auch auf die großen
Hochzeiten, die die Agrarier zu feiern verſtehen, und bei denen
ein halbes Dutzend Ochſen, 20 Schweine, einige Hundert Hühner
und ſonſtiges Kleinvieh, mit dem nötigen Sekt hinuntergeſpült,
das beſte Zeugnis von der Armut ablegen. Auch die edlen
Renn, Reit- und Kutſchpferde ſowie das Wohnen in den vor
nehmſten Hotels in der Großſtadt und der Verkehr mit „liebe
vollen“ Kleinen der Bühne und ſonſtiger reizender Geſchöpfe
geben Zeugnis von ihrer Armut. Da kann es denn auch nicht
wundernehmen, wenn der auf dem Lande wohnende Landbrief
träger oder gar der Kutſcher des Agrariers Einkommenſteuern

Als Ergänzung zu dieſem lieblichen Bild ſozialer Gerechtig
keit ſei noch darauf aufmerkſam gemacht, daß, während infolge
der Mißernte 1911 die Agrarier drei Jahre keinen Pfennig
Steuern zahlen, die Arbeiter, trotzdem ſie mit ihren Familien
unter der Teuerung am meiſten litten, jeden Pfennig Ein-
kommen verſteuern mußten. Für ſie gibt es bei der tollſten
Teuerung keine Hintertürchen!

Der Gewerkſchaftsfeſtumzug verboten.
Vereinfachtes Verfahren! Das Vereinsgeſetz überwunden
Wer die Macht hat, hat das Recht! ie Wahrheit dieſes

Ausſpruchs hat die Halleſche Arbeiterſchaft ſchon ſo oft am
eigenen Leibe verſpüren müſſen. Und ſo iſt jetzt auch zu dem
in dieſem Jahre ſtattfindenden Gewerkſchaftsfeſt es der Ar
beiterſchaft verboten, einen Aufzug zu machen. Der Kartell
vorſitzende Genoſſe Kleeis hatte im April bei der Polizei
verwaltung um die Genehmigung eines Aufzuges nachgeſucht
in der Erwartung, daß der Gerechtigkeit Genüge getan und
die Erlaubnis erteilt würde. Doch der Menſch denkt, und die
hohe Polizei lenkt. Dem Genoſſen Kleeis ging darauf folgen
des Schreiben zu:

Die Genehmigung, am Sonntag, den 6. Juli 1013, nach
mittags von 1 Uhr ab vom Roßplatz aus durch die Ludwig
Wucherer-Straße, Karl, Friedrich-, Albrechtſtraße, Bern
burger Straße, den Mühlweg und die Burgſtraße nach dem
Volkspark einen Aufzug zu veranſtalten, wird verſagt.

Die ſchwierigen Verkehrsverhältniſſe der meiſt von
Straßenbahngleiſen durchzogenen Straßen,
beſonders aber die durch die zu erwartende große Teil-
nehmerzahl bedingte Ausdehnung des Zuges laſſen,
namentlich in Anbetracht des Sonntags, befürchten, daß der
Verkehr und damit die öffentliche Sicherheit durch die Ver-
anſtaltung empfindlich gefährdet wird.

Selbſtverſtändlich konnte man ſich mit dieſer Begründung
des Umzugsverbots, die in keiner Weiſe dem Sinne des Reichs
vereinsgeſetzes und den Auslegungen der Gerichte entſpricht,
keinesfalls zufrieden geben. Wo ſteht im Vereinsgeſetz zu
leſen, daß die Genehmigung zu einem Aufzug von der Teil-
nehmerzahl abhängig gemacht werden kann? Wo iſt zu leſen,
daß die Straßenbahngleiſe maßgebend für ein Umzugsverbot
ſind? Die bekannte Gefährdung der öffentlichen Sicherheit
muß, wie ja das Oberverwaltungsgericht erſt vor kurzem ent
ſchieden hat, durch Tatſachen bewieſen werden. Die Polizei
hat es nicht für nötig gehalten, ſich dieſer Mühe zu unter-
ziehen. Jm Gegenſatz zu vorhergehenden Jahren, in denen ſie
die Umzugsverbote mit den zu Verbrechen neigenden Elementen
der Großſtadt verbot, oder auf die „herausfordernde Eigenart“
des Umzugs hinwies, macht ſie es ſich in dieſem Jahre ganz
beſonders leicht. Es wurde deshalb beim Regierungspräſi-
denten Beſchwerde erhoben, und darin ausgeführt:

Wir beſtreiten, daß durch den Umzug eine Gefährdung der
öffentlichen Sicherheit eintreten kann. Die Polizeiverwal-
tung kann ſich auch nur auf die zu erwartende große Teil-
nehmerzahl berufen. Dieſe bildet aber an ſich noch keine
Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Denn dann würde
großen Korporationen ein Umzug überhaupt unmöglich ge
macht. Auch die Verkehrsverhältniſſe in den bezeichneten
Straßen ſind nicht ſo ſchwierig, wie die Polizeiverwaltung
behauptet. Jene Straßen, welche von der Straßenbahn be-
rührt werden, wie die Wuchererſtraße, die Bernburger
Straße und der Mühlweg, ſind ſo breit, daß ſich der Feſtzug
auch noch bequem durchbewegen kann. Wir bitten daher um
Aufhebung des Verbots.

Nach dieſer wohlbegründeten Beſchwerde ſchien der Regie-
rungspräſident auch keine weiteren Verbotsgründe ausfindig
machen zu können. Wozu auch? Das einmal „begründete“
Verbot war ergangen, und die Halleſche Polizei wird wohl Be
ſcheid wiſſen. Er ließ alſo dem Kartellvorſitzenden in lakoniſcher
Kürze folgendes mitteilen:

Jhre Beſchwerde vom 2. vor. M. über die Verfügung der
Polizeiverwaltung vom 22. April d. J. durch die Jhnen die
Genehmigung zu einem für den 6. Juli in Ausſicht genom-
menen Umzug verſagt worden iſt, weiſe ich aus den in der
Verfügung angegebenen Gründen zurück.

So, nun wißt ihr Beſcheid, ihr Halleſchen Arbeiter. Es
liegen in verſchiedenen angegebenen Straßen Gleiſe und das
genügt uns, euch den Umzug zu verbieten. Aber das iſt es ja
nicht allein, was den Kern der Sache ausmacht. Jhr bringt
eine zu große Teilnehmerzahl auf, das iſt der Hauptgrund,
warum man euch nicht ſehen will. Wenn dem Unbeteiligten
die Zahl der Organiſierten klar vor Augen geführt werden
kann, ſo daß er ſich ſagen muß, dieſe ruhige beſonnene Maſſe,
die da mit feſtem Schrit marſchiert, iſt etwas Eindrucksvolles,
und ihr Auftreten ein durchaus verſtändiges, ſo bekommt ſelbſt
der Feindlichſte Reſpekt davor. Die Redensarten von den ver
rohten und zu Exzeſſen neigenden Arbeitern zerfliegen dabei
wie Nebel vor der Sonne. Das iſt es, was die Gewalthaber
fürchten. Sie wollen den Spießbürger möglichſt in der Un
gewißheit tappen laſſen, damit ihm das Schwenken mit dem
roten Lappen immer wieder und wieder die nötige Angſt vor
der Kanaille Arbeiter einflößt. Die Gefährdung der öffent
lichen Sicherheit iſt das beſte Mittel, die Maſſe in ihre Höhlen
zurückzuweiſen.

Ganz anders war's geſtern mit den Studenten. Die haben
geſtern zu Ehren eines Jubilars ſogar einen Zug mit Waffen
und brennenden Fackeln veranſtaltet, natürlich ohne die für
Arbeiterumzüge ſo empfindliche „öffentliche Sicherheit“ dabei
zu gefährden. Sie zogen vom Domplatz aus nach dem Markt.
Dort wurde eine öffentliche Verſammlung unter freiem
Himmel abgehalten, unter Protektion der Polizei. Von da aus
zogen die Waffen und Feuerfackelträger durch die enge
Leipziger Straße, Martinsberg, Friedrichſtraße, Albrecht
ſtraße, Hermannſtraße, Wettiner Straße, Mühlweg, Ad
vokatenweg, RichardWagnerStraße, LudwigWuchererStraße,
Leſſingſtraße nach dem Roßplatz, wo die Fackeln zuſammen
geworfen wurden. Soweit wir unterrichtet ſind, hat ſich wäh
rend der Demonſtration kein Zwiſchenfall ereignet. Ja, könnte
man einwenden, es handelt ſich hierbei auch um Studenten
und nicht um ungebildete Arbeiter. Sehr richtig, aber ſind es
denn nicht faſt immer Studenten, von denen berichtet wird, daß
ſie groben Unfug, Sachbeſchädigung oder ruheſtörenden Lärm
verurſachen? Aber bei den Studenten iſt es bekanntlich der
Ausfluß überſchäumender Jugendluſt, während beim Arbeiter
die Triebfeder gemeine Niedertracht genannt wird. Wenn
zwei dasſelbe tun, ſo iſt es nicht dasſelbe. Aufzüge dürfen eben
nur „Gebildete“ machen. Um uns das vom Oberpräſidenten
beſcheinigen zu laſſen, wird gegen den Beſcheid des Regierungs
präſidenten Beſchwerde erhoben. Kommt die Polizei mit ihrer
Begründung wirklich durch, dann Ade Umzugsrecht, für immer.
Mit der Wprrer e iſt jeder Umzug von Arbeitervereini-
gungen größerer Städte zu verbieten. Das neu i insgeſetz ren erledigt. e Reichovereins

Jetzt gilt es vor allem, durch fleißige Werbearbeit für einenMaſſenbeſuch des Gewerkſchaftsfeſtes zu ſorgen, und re

u erne e W r zu demonſtrieren gegen
rechtigkeit un izeiher t.zum Gewertſchaftsfeſ Serrſchaft. Auf zur Heerſchan auf



können

Bürgerliche Förderer der Sogzialdemokratie.
Von intereſſierter Seite wird uns geſchrieben:

Die Halleſche Zeitung, das Organ der guten alten Zeit, iſt
nicht ganz zufrieden mit der Haltung des evangeliſch-ſozialen
Kongreſſes in Hamburg. Auf dem konnte ja der Tübinger
Profeſſor Wilbrandt nicht nur ausſprechen, der Konſum
verein ſei ein Fortſchritt auf der Bahn der Befreiung der
Maſſen aus der heutigen Herrſchaft des Großkapitals und Groß
grundbeſitzes“, er fand auch lebhaften Beifall dafür in den Reihen
der Verſammlung.
Wir können es der Halleſchen Zeitung nachfühlen, wenn ſie das
nicht ſchön findet. Denn von der Herrſchaft des Kapitals und
des Großgrundbeſitzes, vor allem, dieſer härteſten Form des
Kapitals, ſollte ſich ein frommer und gottesfürchtiger Menſch
niemals befreien wollen. Wer Knecht iſt, ſollte da Knecht bleiben
wollen, und ſeinen Rücken liebevoll der Peitſche des Grund
kapitals unterwerfen.
Soweit wäre alſo vom Standpunkte der Halleſchen Zeitung gar

nichts an der Sache auszuſetzen. Unſer Standpunkt iſt allerdings
dem ihrigen diametral entgegengeſetzt. Wir halten gerade dieſe
Unterwerfung unter das Kapital gar nicht für fromm und be
kennen auch ganz gern, daß wir uns über ſolche Aeußerungen wie
die Wilbrandts ein wenig freuen. Wir ſind uns dabei freilich
wohl bewußt, daß die Zuſtimmung dieſes Gelehrten in der Konſum-
vereinsfrage noch lange nicht die Zuſtimmung zu anderen Forde
rungen, insbeſondere nicht zu den politiſchen Forderungen der
Sozialdemokratie einſchließt. Es muß uns aber freuen, wenn das
Bürgertum wenigſtens auf dieſem Punkte das Joch alter Vor
urteile und die geiſtige Gebundenheit unter das kapitaliſtiſch
grundherrſchaftliche Untertänigkeitsdenken abzuwerfen beginnt.

Wir würden auch unſer Mitgefühl mit dem tiefen Schmerze
der Halleſchen Zeitung über genannte „tiefbedauerliche Tatſache“
ganz uneingeſchränkt zum Ausdruck bringen, wenn nicht eine kleine
Krallenpfote dabei hervorträte, auf die doch ein wenig geklopft
werden muß.

Die Halleſche Zeitung ſpricht von einem wirtſchaftlichen Ver-
nichtungskrieg gegen den ſelbſtändigen gewerblichen Mittelſtand“.
Prof. Wilbrandt hat nämlich geſagt, daß dieſer oft kümmerlich
lebende Mittelſtand in Angeſtelltenſtellung 2c. beſſer leben würde
als heute und daß hierzu die Entwicklung des Konſumvereins die
Möglichkeit bieten könne. Das erklärt die Halleſche Zeitung für
eine feindſelige Stellungnahme gegen den Mittelſtand.

Nun ſind wir allerdings zwar der Meinung, daß der heute
meiſt vom Großkapital und Großgrundbeſitz willenlos beherrſchte,
materiell wie geiſtig und moraliſch abhängige Mittelſtand eine
beſondere perſönliche Sympathie ſeitens des Arbeiters ſich nicht
zu erwerben gewußt hat. Er iſt mit wenigen ehrenwerten Aus
nahmen ſtets dabei, wo es gilt, ſeinem Herrn die Kaſtanien aus
dem Feuer zu holen und gegen die Emanzipation der Arbeiter
und des Geſamtvolkes Front zu machen.

Aber das kann uns nicht hindern zu bekennen, daß dieſer
Jammer über den Miettelſtand gegenſtandslos wäre, auch wenn
er wirklich ſo raſch, wie Wilbrandt meint, Angeſtelltenſtellung
erhielte. Dies Argument kann nur ſo lange Zugkraft bei ihm
ausüben, als er noch ſo gar kurzſichtig iſt. Aber er wird ſchon
weit, weit früher die Vorteile des Konſumvereins empfinden.
Diejenigen ſeiner Mitglieder, welche bereits zu merken beginnen,
daß gerade das Kapital ihn zwar als Saugapparat für ſeine
Profite braucht und hegt, aber ihn zunehmend unſelbſtändiger
macht und durch ſeine Verteuerungspraktiken den Abſatz ver
mindert, ſind nicht mehr ſo ganz deſſen Freunde. Und wenn ſie
erſt merken, daß der Konſumverein zwar hier Kunden nimmt,
aber dort neue Kaufkraft für andere, ſonſt abſaßloſe Artikel er
zeugt, daß er alſo etwa ſo auf den Mittelſtand wirkt, wie einſt
die Eiſenbahn auf die Fuhrleute, dann wird das zunehmend
anders; er wird ſelbſt den Konſumverein betreten. Heute tun
das ſchon viele Tauſende aus ihm.

Es handelt ſich zunächſt nämlich nicht darum, ob ſelbſtändiger
Mittelſtand oder nicht, ſondern darum, ob der vermutlich noch ſehr
lange verbleibende Mittelſtand vom Großkapital oder von dem
Volke der Konſumenten abhängig wird. Jn erſterem Falle iſt das
eine Abhängigkeit von wenigen Einzelnen, im letzteren Falle eine
d igkeit von der Geſamtheit, zu der ſie ſelbſt ge-

ören.
Dieſe Einſicht möchten die Herren von der Halleſchen Zeitung

natürlich nicht auffommen laſſen; darum gebärden ſie ſich als ſo
eifrige Schützlinge des Mittelſtands, den ſie ſelbſt doch überall da,
wo es ihnen nicht paßt, z. B. durch ihre landwirtſchaftlichen
Genoſſenſchaften überall ausſchalten. Das iſt die Kralle, die ſie
da ausſtrecken.

Daß die Beſſeren aus dem Miettelſtand die wirtſchaftlichen
Zuſammenhänge trotz allem, wenn auch langſam zu erkennen be-
ginnen, und daß ihnen ſogar Profeſſoren dabei helfen, das macht
das allerdings für die Herren des Kapitals und des Groß-
grundbeſitzes zu einer „tiefbedauerlichen Tatſache“.

Prof. Dr. Staudinger- Darmſtadt.

Achtung, Tiſchler, Streikbrecherinſerat!
Im hieſigen Generalanzeiger werden wieder einmal durch

Jnſerat Streikbrecher geſucht und zwar diesmal nach Bern-
burg. Dort ſtehen die Tiſchler ſeit dem 9. Juni im Streik.
Das Jnſerat verſpricht dauernde Arbeit bei gutem Verdienſt.
Wie dieſer „gute Verdienſt“ ausſchaut, geht daraus hervor, daß
der Mindeſtlohn für Bernburg 38 Pf. pro Stunde beträgt und
die Krauter erklären, das wäre noch zu hoch. Jm Jahre 1910
war unter Vermittlung der beiderſeitigen OrganiſationsLei
tungen ein Vertrag zuſtande gekommen, der vom 1. Januar
1918 einen Mindeſtlohn von 42 Pf. pro Stunde vorſah. Dieſer
Vertrag wurde von den Unternehmern abgelehnt. Es iſt ſelbſt
verſtändliche Ehrenpflicht aller Kollegen, die im Kampfe mit
einem äußerſt rückſtändigen Krautertum ſich befindlichen Bern
burger Tiſchler dadurch zu unterſtützen, daß ſie Bernburg ſtreng
meiden. HolzarbeiterVerband, Halle (Saale).

Das Gartenko des Volksparks ſcheint heute endlich ein
mal wirklich vom ter begünſtigt werden zu ſollen. Da Kapell
meiſter Engelmann außerdem ein vorzügliches Programm zu-
ſammengeſtellt hat, iſt wohl zu hoffen, daß die Arbeiter ſich recht
zahlreich mit ihren Frauen in dem angenehmen Garten des

rbeiterheims einfinden werden. Programm und Eintritt koſten
zuſammen 10 Pfg.

Der Zentralverband der Handlungsgehilfen hält ausnahms
weiſe einmal eine Bezirksverſammlung im Süden der Stadt ab.
Wie aus dem geſtrigen erat erſichtlich war, findet dieſe Ver
tun im Glauchaiſchen tzenhans, Lerchenfeldſtraße,
Mittwoch abend um S ſtatt. Es ſoll ſo den dort wohnenden
Mitgliedern erleichtert Kollegen, die ſich für den Verband
intereſſieren, mitzubringen. Auch die organiſierten Eltern
von Handlun lfen oder Verkänferinnen, die ihren Nachwuchs
doch ndlich dem freien Verband zuführen werden, ſeien
auf dieſe Gelegenheit nachdrücklichſt hingewieſen.

Kein Wahlrecht, aber Orden! Die Frauen, denen man
in L bisher die politiſche Mündigkeit abgeſprochen,ich tröſten. Die du emgetern haben wieder in
Erinnerung gerufen, daß tſche Frauen doch noch Rechte
haben; ſie können ſogar Orden bekommen. awohll! Faſt
unglaublich aber wahr. Die Vorſitzende der Abteilung Halle

des Deutſchen Frauenvereins vom Roten Kreuz für die Kolo
nien, Frau Geheime Kommerzienrat Dr. Lehmann, hat die
Rote Kreuzmedaille zweiter Klaſſe und die ſtellvertretende Vor
ſitzende, Frau Bankier Albert Steckner, hat die Rote Kreugz-
medaille dritter Klaſſe erhalten.

Na, alſo! Jhr proletariſchen Frauen, was braucht ihr Wahl
recht, wenn eure Mitſchweſtern ſogar ſchon Orden haben.
Führt euch nur gut auf. Dann werdet ihr bald auch
noch mehr indirekte Steuern zahlen können, um die Koſten
der Orden aufzubringen.

Hurra, die teutſche Einigkeit iſt ſchmählich in die
Brüche gegangen. Selbſt bei einem ſo hochpatriotiſchen Feſt
wie dem Regierungsjubiläum konnten die Patrioten nichtunter einen Put kommen. Der ſtudentiſche Fackelzug hat's

gezeigt. Der größte Teil der Studenten machte nicht mit.
Die Allerteutſcheſten, der Waffenring, der aus den vier ſchla-
genden Verbänden der Univerſität (Korps, Turnerſchaften,
Burſchen ſchaften und Landsmannſchaften) beſteht, veranſtaltete
nun, weil eine Einigung mit den übrigen Ver-
bindungennicht. herbeigeführt werden konnte,
allein den angeſetzten Fackelzug.

An dieſem Beiſpiel erkennt man, wie wenig tief der Patrio-
tismus den Nationalen im Herzen ſteckt. Bei den kleinſten
Eiferſüchteleien geht er zum Teufel. Der ganze Spektakel iſt
eben nur Spektakel und nichts weiter.

Abgeſtürzt. Jm Alters- und Pflegeheim fiel geſtern nach-
mittag ein Maurer beim Transport einer Bohle aus einer
Höhe von etwa 18 M. von einem Gerüſt bis auf den Erd-
boden herab. Aeußere Verletzungen hat er nicht erlitten. Für-
ſorglicherweiſe wurde der Geſtürzte mittels ſtädtiſchen
Krankenwagens dem Eliſabethkrankenhauſe überführt.

Verkehrt abgeſprungen. Ein hier zum Beſuch weilender
Oberpoſtſchaffner a. D. ſprang geſtern nachmittag in der
Merſeburger Straße von einem in langſamer Fahrt befind-
lichen Stadtbahnwagen falſch ab und kam zu Fall. Hierbei
erlitt er am Hinterkopf und im Geſicht leichte Verletzungen.

Sturz vom Rade. Der Arbeiter Kaſchmivitz fuhr heute
morgen mit dem Rade die Raffinerieſtraße entlang. Plötzlich
löſte ſich die Kette und K. ſtürzte kopfüber aufs Pflaſter. Er
trug einen Arm- und Naſenbeinbruch davon und wurde mittels
Droſchke einem Arzte zugeführt.

Beim Baden ertrunken. Ein auf der Wanderſchaft be
findlicher Former aus Remſcheid erſtattete auf der Trothaer
Polizeiwache die Anzeige, daß ſein Wandergenoſſe, der Former
Willi Jakob, geb. am 3. Juli 1891 zu Leubnitz, Kreis Zwickau,
in Sachſen, am 16. Juni, gegen 2 Uhr nachmittags, beim Baden
in der Saale am Saalwerder ertrunken iſt.

Feuer. Auf dem Güterbahnhof geriet geſtern nachmittag
beim Aufladen Stroh in Brand. Das Feuer wurde durch
Bahnangeſtellte gelöſcht.

Von einem Kraftwagen überfahren wurde geſtern mittag
in der Talamtſtraße ein 4 jähriger Knabe. Er trug einen
Unterſchenkelbruch davon. Die Schuldfrage iſt noch nicht ge-
klärt.

Diebſtähle. Geſtohlen wurden: am 14. Juni ein Herren-
fahrrad, Marke Jagdrad, Nr. 13 388, ſchwarzer Rahmen mit
roten und grünen Streifen, ſchwarzer Felgen, leicht nach oben
gebogene Lenkſtange, Zelluloidgriffe, Freilauf; ein Herrenfahr-
rad, Marke Roland, Nr. 32847, Rahmen und Felgen ſchwarz,
nach unten gebogene Lenkſtange, Zelluloidgriffe, Freilauf mit
Rücktrittbremſe. Jn der vergangenen Nacht wurde in der
auf dem Moritzzwinger befindlichen Kaffeehalle ein Einbruch
verübt. Durch ein offenſtehendes Fenſter ſind die Täter ein-
geſtiegen und haben Nahrungsmittel entwendet, die Geldkaſſe
erbrochen und ihres Jnhaltes beraubt.

Ammendorf. Der Sozial demokratiſche Verein, Di-
ſtrikkt Ammendorf, hält am Mittwoch, abends 81/2 Uhr, im Dreier-
haus zu Oſendorf feine Mitgliederverſammlkung ab. Bericht vom
Kreistag und Wahlen ſtehen auf der Tagesordnung.

S Folgen der Ueberarbeit. Geſtern abend erlitt der
Arbeiter Eckert aus Halle auf dem Heimwege von der Chemiſchen
Fabrik in Ammendorf einen Ohnmachtsanfall. Er ſtürzte nach
vornüber, ſodaß ihm Blut aus Mund und Naſe quoll. Hilfreiche
Perſonen brachten ihn in einen Hausflur, wo ihm die erſte Hilfe
zuteil wurde. Als er ſich wieder erholt hatte, gab er an, wäh-
rend der Arbeit zu viel Säuregaſe eingeatmet zu haben, weil
man ihm keinen Mundſchwamm ausgehändigt hatte.

Nietleben. Tödlicher Unglücksfall. Auf dem hieſigen
Bahnhofe ereignete ſich geſtern früh 5/4 Uhr ein tödlicher Un-
glücksfall. Der 16 jährige Arbeiter Siebicke wollte beim Einfahren
des Zuges auf das Trittbrett ſpringen, um ſich ſchnell einen Sitz
platz zu ſichern. Er ſprang aber unglücklicherweiſe daneben und
der noch in Bewegung befindliche Zug zermalmte ihm den Kopf,
ſodaß der Tod auf der Stelle eintrat. Die hier herrſchende Unſitte,
auf den einfahrenden Zug aufzuſpringen, wird durch den bedauer
lichen Unglücksfall wohl nun ein Ende haben.

Aus der Provinz.
Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins

TorgauLiebenwerda.
Am Sonntag tagte in Biehla im Lokale Winterberg der

diesjährige Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins für den
Wahlkreis Torgau-Liebenwerda. Genoſſe Naumann -Mühl-
berg eröffnete die Verhandlungen mit einigen Begrüßungs-
worten, nachdem der Arbeitergeſangverein Biehla ein Be-
grüßungslied geſungen hatte.

Als Verhandlungsleiter wurde Genoſſe PfüllerMühl-
berg, als Schriftführer Genoſſe Werner- Belgern gewählt.
Die Mandatsprüfungs Kommiſſion bildeten die Genoſſen
Magiſter Grünewalde, Beuſchalt Mühlberg und
Hanke- Torgau.

Der Verhandlungsleiter erteilte, nachdem Tagesordnung und
Geſchäftsordnung feſtgeſtellt waren, dem Kreisvorſitzenden
Naumann- Mühlberg das Wort zum Geſchäftsbericht, der
bereits in der Sonntagsnummer unſeres Blattes in gedrängter
Form veröffentlicht worden iſt. Redner teilte bei der Erläute
rung des Berichts u. a. mit, daß der Mitgliederrückgang ein-
zelner Diſtrikte bereits von anderen wieder eingeholt ſei. Vor
allem habe die nach dem ruhigen Winter ſo notwendige Be
lebung der Agitation endlich bei der Landtagswahl h
Redner kritiſierte die Parteiarbeit einiger Diſtrikte, vor allem
Hohenleipiſchs. Erfreuliches wurde über die Entwicklung der
Gewerkſchaftsbewegung und das Anſteigen der Zahl der Ge-
meindevertreter und Stadtverordneten berichtet, jedoch wurde
bemängelt, daß einige unſerer Stadtverordneten es nicht für
nötig gehalten hätten, mit den Parteigenoſſen die nötige Füh-
lung zu halten. Die Kommunalvertreter müßten unbedingt
die Mitgliederverſammlungen der Partei regelmäßig beſuchen.
Perſönliche Differenzen in einzelnen Diſtrikten konnten ge
ſchlichtet werden, doch ſei es die Pflicht der Diſtriktsleiter,
ſolche Auseinanderſetzungen aus den Mitgliederverſammlungen
fernzuhalten. Die ſchriftliche Agitation habe, da ſie den Ar
beitskräften entſprechend etwas eingeſchränkt wurde, beſſer ge
klappt. als früher. Die mündliche Agitation ſei aber an
manchen Orten doch zu ſehr eingeſchränkt worden. Daß in
einzelnen Diſtrikten keine einzige öffentliche Verſammlung in
den dreiviertel Jahren abgehalten wurde, dürfe auf keinen
Fall wieder vorkommen. Nachdem noch über die Preſſe und die
Jugend einige Worte geſagt worden waren, forderte Genoſſe
Naumann auf. die Agitation wieder lebhafter zu entfachen,
damit im nächſten Jahre die 2000 Mitglieder erreicht werden.

Genoſſe Wendt, der Kreiskaſſierer, machte zum Kaſſen-
bericht nun längere für die Diſtriktskaſſierer und auch die
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empfehlen. Für Kaſſierer und Reviſoren würde die Arbeit
dann weſentlich leichter und auch für die Partei förderlicher.
Die Finanz verhältniſſe des Kreiſes haben ſich im übrigen im
Berichtsjahre gut entwickelt.

An die Berichte ſchloß ſich eine ſehr ausgiebige ſachliche Dis

rn an der ſich eine g. aus faſt allenDiſtrikten boteiligte. ebliche rden en die Ar
beiten des Vorſtandes wurden nicht erhoben. Kaſſierer
wurde Entlaſtung erteilt. Der Vorſitzende Naumann und
der n Wendt- Mühlberg wurden einſtimmig wieder
gew

Nach einer kurzen Mittagspauſe wurde in die Beratung der
Anträge auf Einführung der Wochenbeiträge eingetreten. Der
Zentralvorſtand hatte folgenden Antrag geſtellt: „Der Kreis
tag beſchließt die Einfü des wöchentlichen Beitrages von
10 Pfennig für männliche Mitglieder.“ Der Ortsverein
Mühlberg beantragte weiter: „Der Kreistag wolle eine andere
Regelung betreffs Zuſtellung und Verrechnu der für dieweiblicher Mitglieder zu beziehenden Gleichheit treffen.“

Genoſſe BrandtMühlberg begründete den Antrag des
Vorſtandes. Er betonte, daß ein großes Teil Agitationsarbeit
mündliche, ſowohl wie ſchriftliche, unterbleiben, mußte, was
ſich in der Stockung der Mitgliederzunghme ſchwer gerächt hat.
Der Landbote könnte nur noch zweimal, ſtatt, wie früher, vier
mal herausgebracht werden und die geplante Einführung der
Wander-Bibliothek war bisher wegen zu geringer Mittel nicht
durchzuführen. Er bitte deshalb um Annahme des Antrages
auf Einführung des h s. Es könnedann auch r der Antrag Mühlberg auf Beſeitigung der
Lieferung der Gleichheit an die Frauen und Herabſetzung des
Frauenbeitrages auf 10 Pf. den Monat angenommen werden,
da die Gleichheit die Kaſſe ſtark belaſtet, aber nicht in der zu
erwartenden Weiſe beachtet worden ſei.

Die meiſten Redner traten dieſen Ausführungen im Auf-
trage ihrer Mitgliederverſammlungen bei. Einzelne Redner
wünſchten Vertagung der Angelegenheit, da doch erſt vor einem
halben Jahre eine Urabſtimmung ſtattgefunden habe. Nur
wenige Redner wandten ſich gegen die Aenderung.

Die Abſtimmung ergab, daß die Herabſetzung des Frauenbei-
trags unter Beſeitigung der Gleichheitslieferung mit großer
Mehrheit und die Einführung des 10-Pfennig-Wochenbeitrages
in geheimer Abſtimmung mit 31 gegen 21 Stimmen angenom-
men wurde.

Ein Antrag auf Erhöhung der Entſchädigung für Flugblatt-
Touren über Land von 75 Pf. auf 1 Mk. wurde angenommen,
der Antrag auf Uebernahme weiterer Koſten in einem kommu-
nalen Prozeß, weil ausſichtslos, abgelehnt.

Beſchloſſen wurde noch, den Vorſitzenden von jetzt an nach
einem Prozentverhältnis von den Einnahmen zu entſchädigen.

Ueber das neue Kreisſtatut ſprach in ausführlicher
Weiſe Genoſſe Naumann. Nach längerer Debatte und nach-
dem einige Aenderungen vorgenommen worden, nahm der
Kreistag einſtimmig das vorgeſchlagene neue Statut an. Das
Statut ſoll am 1. Oktober dieſes Jahres in Kraft treten, gleich-
zeitig mit den neuen Beiträgen. Zum ies jährigen Bezirks-
tag wurden die Genoſſen Schiffner, Kloße, Klabe,
Pfützner und Magiſter gewählt und als Delegierter zum
Parteitag Genoſſe Menzel.

Nach kurzer Debatte über die Landtagswahl wurde be-
ſchloſſen, das von der letzten Diſtriktsleiter- Konferenz in Tor-
gau feſtgelegte Flugblatt, das die Nichtbeteiligung unſerer
Wahlmänner zur Abgeordnetenwahl rechtfertigen ſollte, nicht
mehr herauszugeben.

Genoſſe Men zel gab im Schlußwort ſeine Freude über das
ſachliche und einmütige Handeln des Kreistages Ausdruck, und
ſo wurde der Kreistag mit einem Hoch auf die Sozialdemo-
kratie geſchloſſen.

Traurige Folgen ſantoſes e ſpielerei der nationalen
ugend.

Jm Kranze der Unglücksfälle, herbeigeführt durch die Kriegs-
ſpielerei hat ſich nun auch Schkeuditz einen nicht ehrenvollen
Platz errungen. Faſt wie ein Aprilſcherz klang es, als das
Schkeuditzer Blättchen ſeinen Leſern mitteilte, daß die Schkeu-
ditzer Schuljugend Sonntag früh 122 Uhr, alſo in der tiefſten
Nacht, ſich im vorderen Schulgebäude ſammeln und an einem
Kriegsſpiele mit Hallenſer und Merſeburger Schulkindern in
Schkopau teilnehmen würde. Ob es den Veranſtaltern gar
nicht klar geworden iſt, welche Schädigungen die Schulkinder
erleiden, wenn ſie nachts um 1 Uhr aus dem beſten Schlaf ge
riſſen werden, um den patriotiſchen Gefühlen einiger Ueber-
patrioten Genüge zu leiſten. Mit Freuden begrüßen wir es
deshalb, daß Rektor Mickiſch nachts 242 Uhr infolge der
mangelhaften Beteiligung nur mit Knurren und Murren den
Feldzug antreten mußte. Da er die drei erſten Knabenklaſſen
aufgefordert hatte, an dem Feldzug teilzunehmen, erwartete
man eine Beteiligung von 200 Schulknaben. Die beſonnenen
Eltern der Kinder waren aber von der Zweckloſigkeit und
Schädlichkeit dieſer verrohenden Spielerei überzeugt und ließen
ihre Kinder lieber im Bett liegen, um nicht nachher kranke
Kinder zurückkehren zu ſehen. Und ſo kam es, daß Mickiſch
mit nur 63 Kindern den Feldzug antreten mußte. Dieſen
Mißerfolg brachte er auch früh morgens ſofort in ſeiner Stim
mung zum Ausdruck. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß derartige
Märſche an die Kinder große Anforderungen ſtellen und bald
eine große Ermüdung eintreten mußte. nfolgedeſſen konnte
ein Teil Kinder, das von Rektor Mickiſch angeſchlagene Marſch
tempo auf dem Heimwege nicht mehr aushalten. Sie ſetzten
ſich zum Ausruhen in der Nähe einer Sandgrube nieder. Nach
dieſer Raſt trieben ſich drei Knaben in der Sandgrube herum,
während ein vierter oben am Rande ſtehen blieb. Plötzlich be
merkte letzterer, wie ſich die Erdmaſſen löſten und die drei
unglücklichen Kinder derartig verſchütteten, daß nur noch
Arme und Kopf zu ſehen waren. Jnfolge ihrer jämmerlichen
Hilferufe eilten in der Nähe befindliche Leute hinzu um mit
Spaten die Bedauernswerten aus ihrer lebensgefährlichen
Verſchüttung auszugraben. Die Folge des Unglücks waren
ſchwere Verletzungen! Mittels Automobils mußten
die verletzten Kinder nach Hauſe geſchafft werden, wo ſie
krank darnieder liegen. Durch dieſen Fall iſt die
Einwohnerſchaft in eine allgemeine Aufregung verſetzt worden.
Ueberall hört man die Frage auftauchen, warum Rektor
Mickiſch mit der Erklärung, „wer nicht mit fort kommt, bleibt
zurück und ſetzt ſich in den Graben bis die nächſte Abteilung
kommt“, die Kinder verlaſſen hat. Nun wir können die Frage
beantworten. Rektor Mickiſch wollte um 2210 Uhr an einem
Gottesdienſt in der Kirche teilnehmen und trat die Leitung
der Ermatteten an einen anderen ab, der aber auch ſeine ſtille
Straße zog und ſich nicht in der genügenden Weiſe um die
Kinder kümmerte. Es muß als unverantwortlich t
werden, wenn man ermattete Kinder r e Auf
ſicht läßt. Und noch eins. Konnte ein mit der Bahn über
Halle fahrender Lehrer ſich nicht auch lieber um die zu Fuß
heimkehrenden Kinder kümmern. Wir ſind der Meinung, daß
diejenigen die Verantwortung für das Unglück tragen, die die
Kriegsſpielerei angezettelt haben. tAn die Arbeiter richten wir die Aufforderung, ihre Kinder
nicht zu ſolchem verrohenden Unſinn herzugeben. Arbeiter
kinder ſind denn doch mehr wert, als daß ſie durch ſolche Sachen
zu Schaden kommen ſollten. Es iſt noch zu bemerken, daß am
Nachmittag noch Eltern ihre Kinder geſucht haben. Am Markt-
platz konnte man entkräftete Kinder auf Treppenſtufen ſitzen
ſehen. So ſieht die famoſe Erziehung in der bürgerlichen
Jugendbewegung aus. Arbeitereltern aller Orts, ihr ſeid
auf's Neue eindringlich gewarnt.

Merſeburg.
führer gab einleitend einen Rückblick auf
tagswahl und ſtellte feſt, daß auch bei uns
Arbeiter an der Wahl beteiligt habe.
Verhalten keinesfalls, denn bei m
Stadtverordnetenwahl muß ja
lich abgeben, und wenn da die

Parteiverſammlung. Der VDiſtrikts-
ie verfloſſene Land

nur ein Teil ber
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wollen, wird es uns nicht gelingen, weitere Vertreter ins Stadt
parlament zu bekommen. Auch bei der diesjährigen Maifeier
ſei die Beteiligung nicht dem Tage entſprechend geweſen. Die
Abrechnung über die Maifeier wurde für richtig befunden. So
dann nahm man die Aufſtellung von Kreistagsdelegierten vor.
Genoſſe Schmidt empfahl, nur ſolche Genoſſen als Delegierte
zu wählen, die ſtändige Beſucher der Mitgliederverſammlungen
ſind, denn früher hätte ſich der Fehler herausgeſtellt, daß einige
Genoſſen nur in die Parteiverſammlung kommen, um als Dele-
gierte gewählt zu werden. Genoſſe Bauer regte an, daß alle
Delegierte mindeſtens ihr Parteibuch mitzubringen haben. Es
wurden folgende Genoſſen als Kreistagsdelegierte gewählt:
Haaſe, Häber, Heſſelbarth, Koch, Ey und Heilemann, ſowie die
Genoſſinnen Hey und Krüger. Der Kreistag findet am 6. Juli
in Keuſchberg im Gaſthoſ zur Sonne ſtatt. Jm Verſchiedenen
kam zur Sprache, daß auch in den hieſigen Fortbildungsſchulen
die Jungdeutſchlandbund-Zeikung Wir ſind Deutſchlands
Jugend zum Abonnement angeboten wird, die Arbeitereltern
haben keinerlei Urſache, ihren Söhnen für ſolche Zwecke Gelder
zu geben. Des weiteren wurde beſchloſſen, im Auguſt ein Ver
einsſommerfeſt abzuhalten. Als Vorbereitungskommiſſion wer-
den die Genoſſen Hagaſe, Häber, Schneider, Schade, Anger-
meyer, Koch und Litzkendorf und die Genoſſinnen Häber, Hey
und Krüger gewählt. Jn nächſter Zeit findet eine allgemeine
Bücherreviſion ſtatt, die Mitglieder werden deshalb erſucht,
mit ihren Beiträgen nicht im Rückſtande zu bleiben.

Delitzſch. Kleinliche Kampfesmittel. Vor einiger
Zeit brachten wir die Mitteilung, daß dem Arbeiterradfahrer-
verein in Paupitzſch eine, zu dem geplanten Radfahrerfeſte
ſtattfindende Korſofahrt mit der eigentümlichen Begründung
vom zuſtändigen Amtsvorſteher verſagt worden war, daß zuviel
Kinder am Orte ſeien und Paupitzſch auch ſonſt in keinem
allzu guten Rufe ſtehe. Gegen dieſes Verbot legten die
dortigen Arbeiterradfahrer Beſchwerde beim Landratsamt ein.
Dieſes wies nunmehr die Beſchwerde als unbegründet zurück.
Das Landratsamt hat ſich alſo die Verſagungsgründe des
Amtsvorſtehers zu eigen gemacht, und da deſſen Begründung
abſolut nicht ſtichhaltig war, noch ein paar neue Ablehnungs-
gründe ausfindig gemacht. Nach dem vom Landratsamt zu-
geſtellten Beſcheid ſoll in Paupitzſch durch Ausflügler nach der
Goitzſche ein beſonders lebhafter Verkehr herrſchen. Ferner
ſollen Perſonen als Mitglieder zu dem Bunde gehören, die
wegen Uebertretung der Strafgeſetze bereits beſtraft ſind, und
von denen zu befürchten ſteht, daß ſie ſich den im Jntereſſe der
öffentlichen Ordnung und Sicherheit getroffenen Anordnungen
nicht fügen würden, ſo daß eine Gefahr für die öffentliche
Sicherheit entſtehe. Beide Gründe ſind genau ſo wenig ſtich-

haltig, als die des weiſen Amtsvorſtehers. Was den Verkehr
nach der Goitzſche anbetrifft, ſo iſt zu bemerken, daß er als be-
ſonders lebhaſt abſolut nicht in Frage kommt. Genau wie auf
jeder Dorfſtraße, alle halbe Stunden mal jemand durchläuft,
iſt es in Paupihſch. Außerdem hatten ſich die dortigen Rad-
ſahrer verpflichtet, die notwendigen Ordner zu ſtellen, ſo daß
die Sicherheit der Straße abſolut nicht gefährdet worden wäre.
Was den andern Fall betrifft, daß im Radfahrerbunde Leute
organiſiert ſind, die ſchon mit dem Strafgeſetzen in Konflikt
geraten ſind und daher leicht zu Ausſchreitungen neigen, ſo
ſoll uns der Landrat erſt für dieſe Behauptung Beweiſe er-

Der Arbeiterradfahrerbund Solidarität hat bisher in ſeinen
eigenen Reihen auf die größte Sauberkeit gehalten und zu
Exzeſſen neigende Rauf- und Trunkenbolde ſeinen Gegnern
uberlaſſe Jntereſſant wäre es überhaupt, zu erfahren, wo-
her der Landrat die VPerſonalkenntnis der Mitglieder des
Arbeiterradfahrerbundes Solidarität her hat. Er ſelbſt hat
ſicher noch keinem ſeiner Feſte beigewohnt, um zu wiſſen. wie
es da hergeht. Wäre das der Fall, dann könnte man unmöglich
u ſolchen Ablehnungsgründen kommen. Jedoch es liegt Syſtem

in dem Vorgehen der Behörde den Arbeiterradfahrern gegen-
ſibher. Dem ſo verfaßten roten Radfahrerbund ſoll das Leben
ſchwer gemacht werden. Zu dieſem Zwecke verſucht man jetzt,
uns auch überall die Lokale abzutreiben. So wurden erſt türz-
lich die Arbeiterradfahrer in Rodgen bei Delitzſch von dem
dortigen Wirt Franz Hahn, mit dem ſie einige Jahre im beſten
Einvernehmen gelebt hatten, auf die Straße geſetzt. Der
Grund zu dieſer Maßnahme liegt in dem Vorgehen des dor-
tigen Krieger-, Geſang- und Feuerwehrvereins. Nun, die
Arbeiterſchaft, die ſchon von jung auf an Kämpfe gewöhnt iſt,
wird auch dieſe kleinliche Kampfesmethode unſerer Gegner
zu parieren wiſſen und letzten Endes nicht als Beſiegter, ſon-
dern als Sieger aus dem Kampfe hervorgehen zum Trotze
ihrer Gegner.

Mit der Einbolung der Steuerbeiträge für April, Mai
und Juni 1913 iſt bereits heute, Dienstag, begonnen worden.
Diejenigen Steuerpflichtigen, die Zahlung an den Steuer-
erheher nicht leiſten, haben die Beträge bis ſpäteſtens zum
30. Juni an die Steuereinnahme, Rathaus, Zimmer 13, in der
Zeit von vormittags 10 bis mittags 1 Uhr abzuführen. Nach
dieſer Zeit beginnt das Mahn- und Zwangsbeitreibungsver-
fahren. Der Rundgang beginnt im weſtlichen und endet im
nördlichen Stadtteil.

Zörbig. Gewerkſchaftskartell. Zuerſt wurde die
Präſenzliſte verleſen, es fehlten unentſchuldigt: Fabrikarbeiter
2, Metallarbeiter, Schneider 2, Holzarbeiter 1, Maurer 1. Hier-
auf erſtattete Kollege Berndt den Bericht von der Konferenz
in Sangerhauſen. Es iſt nur zu bedauern, daß bei ſo wich-
tigen Angelegenheiten die Verſammlungen ſo wenig beſucht

werden. Die Verſammlung beſeh dem Antrage Magdebur
zuzuſtimmen, ebenfalls die Erhöhung der Beiträge von 5 au
10 Pfennig. Die Volksfürſorge ſoll in einer h
Sitzung beſprochen werden. Für das diesjährige Gewerk-
ſchaftsfeſt wurde eine Kommiſſion von 4 Mann ewählt, welche
die Vorarbeiten zu erledigen hat. Hierauf wurde die Sitzung
nach Verleſen des Protokolls geſchloſſen.

Eisleben. Endlichl Aus Anlaß ſeines Jubiläums hat
Wilhelm II. die Sonne ſeiner Kaiſerlichen Gnade auch über
Eisleben aufgehen laſſen. Einige Perſonen, darunter zwei
Haar und BVartkünſtler, ſind mit Orden bedacht worden. Aber
was die Hauptſache iſt, unſer erſter Bürgermeiſter Rieſe hat
den Titel Oberbürgermeiſter erhalten. Da nun dieſes
dringende Bedürfnis erfüllt iſt, wird ſich der Lokalpatriotis-
mus wohl noch mehr entwickeln, als es bis jetzt der Fall war.

Wittenberg. Jm Bürgerlichen Brauhaus e. G. m.
b. H., ſcheinen recht eigentümliche Verhältniſſe zu herrſchen.
Man verſucht, in dieſer teuren Zeit die miſerablen Lohn und
Arbeitsbedingungen noch zu verſchlechtern. Beim Fahrperſonal
ſoll der Anfang gemacht werden. Man mutet einzelnen Ar-
beiten zu, die ſie nicht zu leiſten imſtande ſind. Wehren ſie ſich
dagegen, dann ſind ſie untauglich, und man weiß es ſchon ſo
einzurichten, daß ſie hinausfliegen oder dem Betriebe den
Rücken kehren. Jm inneren Betriebe iſt es genau ſo, hier ſucht
man die Arbeitszeit von 10 auf 13 Stunden zu verlängern.
Der treibende Keil bei dieſen Verſchlechterungen iſt der von
Leipzig gekommene Betriebsleiter, gegen den ſich die Brauer
in Leipzig-Gohlis und Lepizig-Burghauſen ſchon mehrfach zu
wehren hatten, und mit Erfolg gewehrt haben. Wenn der Be-
triebsleiter nun glaubt, ſich hier in der Rolle des Scharfmachers
zu betätigen, und Redensarten wie „und wenn ſie alle organi-
ſiert ſind, ſo machen wir unns doch nichts daraus“, herausſteckt,
ſo muß er immer bedenken, daß alles ſeine Grenzen hat. Die
Zeiten ſind vorbei, in denen die Unternehmer über die Arbeiter
ſchalten und walten konnten, wie ſie wollten. Den Arbeitern
des Bürgerlichen Brauhauſes aber rufen wir zu: ſchließt euch
Mann für Mann dem Brauerei- und Mühlenarbeiterverbande
an, denn nur dadurch kann vermieden werden, daß den Unter-
nehmern die Bäume nicht in den Himmel wachſen.

Den Jnhabern des Betriebes ſei aber geraten, ſich zu über-
legen. ob ſie ſich in ſo tiefgehende Differenzen einlaſſen wollen,
daß ſich das Publikum dafür intereſſiert.

Allerlei.
Camille Lemonnier F.

Jm Alter von 72 Jahren ſtarb in Brüſſel in der Nacht vom
Freitag auf Sonnabend an den Folgen einer Darmoperation
Camille Lemonnier, einer der größten und mannhafteſten
Dichter Belgiens, der am 24. März 1841 in Jxelles bei Brüſſel
geboren wurde und aus einer Advokatenfamilie ſtammt. Ein
ſtarkes Gefühl für Wahrheit und Gerechtigkeit lebte wohl von
Anfang an in ſeinem Blute. Es trieb ihn zunächſt zur Rechts-
wiſſenſchaft, aber die Widerſprüche zwiſchen dem ſtarren Geſetz
und dem lebendigen Recht trieben ihn wieder fort von der
Jurisprudenz. Rouſſeaus Naturphiloſophie wurde das Evan-
gelium des jungen Mannes. Sein erſtes Bekenntnis war denn
auch ein Buch, das die Größe der Natur pries. Er verließ die
Stadt, wanderte von Dorf zu Dorf, ſchrieb zwiſchendurch Auf-
ſätze über Kunſt, bis ihn der deutſch- franzöſiſche Krieg dem
Leben der Menſchen wieder ſchreckhaft nahe brachte. Er betrat
ſelbſt die Schlachtfelder, erlebte erſchüttert die Greuel des
Krieges und zeichnete ſie in ſeinem Buche über Sedan für alle
Zeiten. Nun war ſein landſchaftliches Auge zu einem geſell-
ſchaftlichen Auge geworden. Nicht mehr die Natur, die Welt
der Menſchen fühlte er jetzt herznahe. Er ſchrieb einen gewal-
tigen Grubenroman und wurde der Meunier der belgiſchen
Dichtkunſt. Happe-Chaire heißt dieſe mächtige Dichtung, die
auch in einer deutſchen Ueberſetzung erſchienen iſt: Der eiſerne
Moloch. Mit ſtarkem Griff wird da das Leben und Leiden der
Bergleute gezeichnet, lange bevor Zolas Germinal erſchien. So
hatte Lemonnier den Weg in ſeine Zeit ganz gewonnen. Viele
ſeiner Bücher er ſchrieb an hundert! ſtießen auf den
Widerſpruch der bürgerlichen Empfindungen. Der große Dich-
ter wurde ſogar öfter angeklagt. Als ob in einem Gerichts-
gebäude über Kunſt zu urteilen wäre! Er blieb aber der Wahr-
heitsſucher, der er war, trug Strafe wie Freiſpruch mit dem-
ſelben Gleichmut und zeigte immer wieder ſeinen belgiſchen
Kunſtkameraden, daß in einem Künſtler immer auch ein Mann
ſtecken kann. Die letzte Maifeſtſchrift unſerer belgiſchen Ge-
noſſen, in die Geiſter wie Maeterlinck und Verhaeren für den
Generalſtreik und für das allgemeine Wahlrecht eintraten, ent-
hielt auch einen kraftvollen Beitrag des greiſen Lemonnier, der
Zeit ſeines Lebens ſein Dichterherz allem Zukunftsſehnen offen
gehalten hat.

Berliner Jubiläumsopfer.
Unter der gaffenden und neugierigen Menge, die ſich am

Jubiläaums-Montage in den Straßen Berlins zuſammenge-
drängt hatte und namentlich Unter den Linden ſich die Hälſe
ausreckte, um einen Blick von S. M. zu erhaſchen, hat die

vawiotiſche

Anſpruch genommen.

Tätigkeit treten.

Sache.

eine ganze Anzahl „Opfer“
gefordert. Die vom Berliner ſtädtiſchen Rettungsweſen ge
troffenen Rettungseinrichtungen in der Domküſterei, im Opern
haus und Unter den Linden wurden außerordentlich ſtark in

Allein im Opernhaus zählte man im
Laufe des Vormittags über 40 Fälle von Erkrankun-
gen. Auch Unfälle ernſterer Art ereigneten ſich, ſo fiel am
Opernhaus ein Knabe von einem Baum und zog ſich eine
ſchwere Gehirnerſchütterung zu.
Major vom Bezirkskommando von einer Equipage überfahren
und ziemlich ſchwer verletzt. Auch gelegentlich des Zuges der
Schulkinder mußten die Rettungsſtationen und die zu
ihrer Unterſtützung erſchienenen Rote-KreugOrganiſationen in

Am Zeughauſe wurde ein

Wie man an dieſem Beiſpiel erſehen kann, iſt die Betätigung
von echtem Patriotismus gar keine ſo einfache und gefahrloſe

Meuternde Poliziſten.
Die Polizei in Manaos (Braſilien) hat gemeutert. Der

Gouverneur iſt mit ſeiner Familie und ſeinen Je ins
Hauptquartier geflohen. Die Meuterer drangen in
räume der Mangaos Jmprovement Company und zerſtörten ſie.

Waſſerwärme
am 17. Juni 20 Grad Celſius (mitgeteilt vom Flora-Bad).

ie Geſchäfts

München, 17. Juni.

den ſchwärzeſten in Bayern.

1462.

Berlin, 17. Juni.

Paris, 17. Juni.

Paris, 17. Juni.

jüngſten Militärkundgebungen
wird.

näher heran.

flocki

Letzte Nachrichten.
Erledigtes Reichstagsmandat.

Jn vergangener Nacht
wartet der Reichs und Landtagsabgeordnete Freiherr von
Malſen-Waldkirch geſtorben.
dem Zentrum an und vertrat den Wahlkreis Landshut
(Niederbayern) weder im Reichs noch im Landtage ſpielte der
Verblichene eine politiſche Rolle. Der Wahlkreis gehört zu

1912 erhielten Stimmen: Zen-
trum 12 450, Sozialdemokratie 1871, Bündler 1770, Fortſchritt

iſt uner-
Der Verſtorbene gehörte

Der höfiſche Landtag: abtreten!
Die am 12. Juni eröffnete Landtags-

ſeſſion iſt durch eine „allerhöchſte Botſchaft“ geſchloſſen worden.
Die gange „Tagung“ war bekanntlich nur zu höfiſchen Hul-

digungszwecken ins Werk geſetzt worden.
Das volksarme Frankreich.

Der Leiter des Statiſtiſchen Amts teilt
mit, daß im Jahre 1912 die Zahl der Geburten in ganz Frank-
reich 750 651, die Zahl der Todesfälle (692 740) n ur um 57 911
überſtiegen habe. Die Jahre 1911 und 1912 ſeien in dieſer
Hinſicht die ſchlechteſten ſeit dem Jahre 1800 geweſen.

Geforderte Militär-Amneſtierung.
Der ſozialiſtiſche Deputierte Rouanet

hat zu dem Geſetz über die dreijährige Dienſtzeit einen Zuſatz
antrag eingebracht, in dem die Amneſtierung der wegen der

beſtraften Soldaten verlangt

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberficht, Partek-
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock,
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anzeigen ver
antwortlich Alfred Jähni g. Sämtlich in Halle. Druck der
Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.)

für Lokales und Provinzielles

Das Kaſein der Kuhmilch gerinnt in ſchwer verdauliche Klumpen,
die der Säuglingsmagen zu bewältigen kaum imſtande iſt. Tritt zu
dieſem Rachteil noch der Umſtand, daß die Milch, im Sommer leicht
ſäuert, ſo rückt die Gefahr der Magen- und Darmkrankheiten immer

Die in Neſtle's Kindern 4ſunden Alpenkühe iſt bei der Fabrikation ſo behandelt, daß ſie fein
gerinnt, derartige Krankheiten verhütet und vom zarteſten

Säuglingsmagen vollſtändig verdaut u. vertragen werden kann. 867

ermehl enthaltene Milch der ge-

1663*

2 Walhalla!
„Tymians oDienstag:
Fritz Thurms 10 jähr. Jubiläum.

Jubiläums-Riesenpregramm.
Iede einzelne Nummer ein Schlager.

t „Berliner Ballhausluft“
Tymians Glanzrolle! Sylvarés Prachttoiletten.
1668 Tageskasse von 10 und 4--6 Uhr.

r r Scene rn Ernst Haeckel

empfiehltC. F. Ritter,6.00. Volksaunsgabe. Preis 1 M.
Volksbuchhandlung Halee a. S.

Stadtiſcher Fleiſchvertauf.
Der Verkauf des

Stellen:
1. Tholuckſtraße 6, 6. Barfüßerſtraße 17.
2. Leſſingſtraße 34. 7. Reilſtraße 126.
3. Glauchaerſtraße 713. 8. Merſeburgerſtraße 103.
4. Blücherſtraße 3. 9. Beefenerſtraße 138g.
5. Gr. Steinſtraße 27/28. 10. Büſchdorferſtraße 2.
Der Einkauf ſteht jedem Einwohner der Stadt Halle unter

gleichen Bedingungen frei.
Der Verkauf findet täglich nur noch früh von 7 bisFreitegs wird außerdem nachmittags von 5 bis

ag von '27 bis 12 und von 2 bis
ufspreiſe ſind in jeder Ver
rat. Teuerungs- Deputation

2211 Uhr ſtatt.
s Uhr, Sonnabends den
9 r abends verkauft. Die
taufsſtelle angeſchlagen. Der

ſtädtiſchen Fleiſches erfolgt an folgenden
f.

ersilebkeeee

das sei eWaschwmifrel
Nicht selbst waschen!

Das besorgt viel schneller, besser und billiger
Persil. Nur einmaliges etwa viertelstündiges
Kochen und die schmutzigste Wäsche ist

im Nu blendendweiss
frisch und duftig wie auf dem Rasen gebleicht.

Veberal erbölthch, nie lose, nur in Original- Paketen
HENKEI. 6 Co., DOSSEI DORF.

Auch Fobrikanten der allbeliebten

Blejſch 8S00d a

*128

Henkel s

Grudeöfen 870
-----2m m-u- S

Standesgamtliche Nachrichten.

Häalle-Süd (Steinweg 2), 16. Juni.
Aufgeboten: Werkzeugſchloſſer

Mühlhahn und Elſe Beyer (Liebe-
nauerſtraße 16 und Unterberg 11).
Landwirt Ebel und Anna Paul
(Linum und W MaurerKoitzſch und F. Henf ing (Ahlen).
Landwirt Pfalzgraf u. L. Schröter
(Lennewitz und Brachſtedt). Buch
handlungsgehilfe Otto und Ger-
trud Bönecke (Halle und Staß-
furt).

Geboren: Arbeiter Franke T.
FeilenſchleiferHttenſtraks 17).

ecker T. (Tor trag 62).
eſchirrführers

Mon. (Lange-
Geſtorben:

Kupfernagel S., 1
ſtraße 31). Arbeiters Krieg T.,
t eb. (Liebenauerſtraße 166).

rbeiters Schöndube T., 9 Mon.
Schloſſerſtraße 16). Arbeiters
aufholz Ehefrau Karoline geb.
inke, 65 J. (Beeſenerſtraße 10).
andelsmann Rühl, Jahre
eeſenerſtraße 10). Schneider

meiſter Kirſch, 65 J. (Bölbergaſſe3).
Müller Rietzſchmann, 63 J. (Bern-
hardyſtaße 6).
Hale-Nord (Gr. Brunnenr. 3216. Juni. v. o

Geboren: Arbeiter WiebaGroße Wallſtraße 40). e z
uf'm Waſſer T. Hermannſtr. 25).

loſſer er T. (Schillerſtr. 27).
Geſtorben: Kaufmanns Querndt

T., 4 J. (Schleifweg 5d). Schrift
ſetzers- Borgmann Cyefrau ar
garete geb. Krüger, 36 J. (Bis

marchkſtraße 39 Schmieds Krüger
r.3 Mon. (Gr. Brunnenſtr. 61).

hemikers Dr. phil. Düſterwald
S. 18 Tage (Seebenerſtraße 504).
Uhrmacher Gröſt, 55 J. (Mühi-

eg 31). Privati72 v. hebach,

Apollo Theater

Täglich abends 8* Uhr:

Fllm-Memolren
9. d. leben des Kaiser

Whelm II.
U. A. kaiserlichen Familie.

Außerdem: Der 1300 Mtr.
lange, 3 aktige Prachtſilm

Die Irrfahrten
des Oäysseus
n. d. altgriech. berühmten

Epos von Homer.
Ferner Der bunte Teil:

m 77 eon1672 W änggrin.
komiſcher ngleur-Akt.Lilly See m.

Hunden, Hühnern, Kaninchen
u. d. Menſchenaffen „Jaky“.

Nareiss Mertens,
Humoriſt m. eigen. Repertoir.

kegtaugant. Stern

Pſännerhöhe 28.
Vereinszimmer zu vergeben.

Mttagsgäſte aus eren.

2 Paul Weber.
Anslchts-Postkarten

empfiehlt Die Volksduchhandlung
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